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1. In der vorliegenden Rechtssache wird
der Gerichtshof erneut um die Auslegung
mehrerer Bestimmungen der auch als ,Briis-
sel Ila“ bezeichneten Verordnung (EG)
Nr. 2201/2003 des Rates vom 27. Novem-
ber 2003 iber die Zustindigkeit und die
Anerkennung und Vollstreckung von Ent-
scheidungen in Ehesachen und in Verfah-
ren betreffend die elterliche Verantwortung
und zur Aufhebung der Verordnung (EG)
Nr. 1347/2000* ersucht, und zwar im Rah-
men eines Eilvorlageverfahrens.

2. Er ist in erster Linie aufgerufen, dem vor-
legenden Gericht, dem Court of Appeal (Eng-
land & Wales) (Civil Division) (Vereinigtes
Konigreich), einen der zentralen Begriffe der
Verordnung Nr. 2201/2003, den Begrift des

2 — ABL.L338,S. 1.
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gewohnlichen Aufenthalts, zu dem sich der
Gerichtshof u. a. bereits in seinem Urteil vom
2. April 2009, A?, geduflert hat, zu erldutern.

3. Die Aufgabe des Gerichtshofs wird jedoch,
wie schon hier zu betonen ist, deswegen nicht
einfacher sein. Wie sich zeigen wird, gibt der
im Ausgangsverfahren in Rede stehende
Sachverhalt, der in vielerlei Hinsicht atypisch
ist, dem Gerichtshof Anlass, sich genauer mit
der Frage zu befassen, welche Umstdnde den
Schluss auf eine Verlagerung des gewdhn-
lichen Aufenthalts eines Kindes zulassen,
wenn das Kind von der Person, die ihm ge-
geniiber allein zur elterlichen Sorge berech-
tigt ist, rechtmiflig von einem Mitgliedstaat
in einen anderen verbracht wird. Der Ge-
richtshof muss zum einen die Fragen des
vorlegenden Gerichts klar beantworten und
ihm die Hinweise geben, die es ihm ermog-
lichen, tiber den schwierigen Rechtsstreit,
mit dem es befasst ist, unter voller Beachtung

3 — C-523/07, Slg. 2009, 1-2805.
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des Zwecks der Verordnung Nr. 2201/2003
zu entscheiden, zu deren Hauptzielen es
gehort, sicherzustellen, dass das Wohl des
Kindes gewahrt wird. Der Gerichtshof muss
zum anderen auch darauf achten, diese Ant-
wort so zu formulieren, dass allen nationalen
Gerichten die Hinweise gegeben werden, die
sie bendtigen, um iiber ihre eigene interna-
tionale Zusténdigkeit nach der Verordnung
Nr. 2201/2003 entscheiden zu konnen. Es ist
nicht auszuschlieflen, dass er sich zu diesem
Zweck sehr umfassend zu den Aufgaben der
nationalen Gerichte duflert, die ihre Zustén-
digkeit nach der Verordnung Nr. 2201/2003
zu priifen haben, um iiber die ihnen unter-
breiteten Rechtsstreitigkeiten im Bereich der
elterlichen Verantwortung zu entscheiden.

I — Rechtlicher Rahmen

A — Unionsrecht

4. Art. 24 der Charta der Grundrechte der
Européischen Union* iiber die Rechte des
Kindes lautet:

»(1) Kinder haben Anspruch auf den Schutz
und die Fursorge, die fiir ihr Wohlerge-
hen notwendig sind. Sie konnen ihre Mei-
nung frei duflern. Ihre Meinung wird in den

4 — Im Folgenden: Charta.

Angelegenheiten, die sie betreffen, in einer
ihrem Alter und ihrem Reifegrad entspre-
chenden Weise bertiicksichtigt.

(2) Bei allen Kinder betreffenden Mafinah-
men Offentlicher Stellen oder privater Ein-
richtungen muss das Wohl des Kindes eine
vorrangige Erwagung sein.

(3) Jedes Kind hat Anspruch auf regelmaflige
personliche Beziehungen und direkte Kon-
takte zu beiden Elternteilen, es sei denn, dies
steht seinem Wohl entgegen

5. Im zwolften Erwégungsgrund der Verord-
nung Nr. 2201/2003 wird ausgefiihrt:

»(12) Die in dieser Verordnung fiir die elter-
liche Verantwortung festgelegten Zu-
stdndigkeitsvorschriften wurden dem
Wohle des Kindes entsprechend und
insbesondere nach dem Kriterium der
raumlichen Néhe ausgestaltet. Die Zu-
stindigkeit sollte vorzugsweise dem
Mitgliedstaat des gewohnlichen Auf-
enthalts des Kindes vorbehalten sein
aufler in bestimmten Féllen, in denen
sich der Aufenthaltsort des Kindes ge-
andert hat oder in denen die Tréger der
elterlichen Verantwortung etwas ande-
res vereinbart haben

6. Der 33. Erwédgungsgrund der Verordnung
Nr. 2201/2003 lautet:

»(33) Diese Verordnung steht im Einklang mit
den Grundrechten und Grundsitzen,
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die mit der [Charta] anerkannt wurden.
Sie zielt insbesondere darauf ab, die
Wahrung der Grundrechte des Kindes
im Sinne des Artikels 24 der [Charta] zu
gewdhrleisten

7. Art.2Nr.11der Verordnung Nr. 2201/2003
definiert das widerrechtliche Verbringen oder
Zuriickhalten eines Kindes wie folgt:

mwiderrechtliches Verbringen oder Zuriick-
halten eines Kindes‘ das Verbringen oder Zu-
riickhalten eines Kindes, wenn

a) dadurch das Sorgerecht verletzt wird, das
aufgrund einer Entscheidung oder kraft
Gesetzes oder aufgrund einer rechtlich
verbindlichen Vereinbarung nach dem
Recht des Mitgliedstaats besteht, in dem
das Kind unmittelbar vor dem Verbrin-
gen oder Zuriickhalten seinen gewohnli-
chen Aufenthalt hatte,

und

b) das Sorgerecht zum Zeitpunkt des Ver-
bringens oder Zuriickhaltens allein oder
gemeinsam tatsdchlich ausgeiibt wurde
oder ausgetibt worden wire, wenn das
Verbringen oder Zuriickhalten nicht
stattgefunden hitte. Von einer gemein-
samen Ausiibung des Sorgerechts ist
auszugehen, wenn einer der Trager der

I - 14316

elterlichen Verantwortung aufgrund ei-
ner Entscheidung oder kraft Gesetzes
nicht ohne die Zustimmung des anderen
Trégers der elterlichen Verantwortung
tiber den Aufenthaltsort des Kindes be-
stimmen kann*

8. Art. 8 (,Allgemeine Zustéindigkeit®) der
Verordnung Nr. 2201/2003, der am Anfang
von Abschnitt 2 des Kapitels II dieser Verord-
nung steht, in dem die Zusténdigkeitsregeln
im Bereich der elterlichen Verantwortung
festgelegt sind, sieht vor:

»(1) Fir Entscheidungen, die die elterliche
Verantwortung betreffen, sind die Gerich-
te des Mitgliedstaats zustidndig, in dem das
Kind zum Zeitpunkt der Antragstellung sei-
nen gewohnlichen Aufenthalt hat.

(2) Absatz 1 findet vorbehaltlich der Arti-
kel 9, 10 und 12 Anwendung*

9. Art. 9 (,Aufrechterhaltung der Zustdn-
digkeit des fritheren gewohnlichen Aufent-
haltsortes des Kindes“) dieser Verordnung
bestimmt:

»(1) Beim rechtmifligen Umzug eines Kin-
des von einem Mitgliedstaat in einen an-
deren, durch den es dort einen neuen ge-
wohnlichen Aufenthalt erlangt, verbleibt
abweichend von Artikel 8 die Zustidndigkeit
fiir eine Anderung einer vor dem Umzug des
Kindes in diesem Mitgliedstaat ergangenen
Entscheidung tiber das Umgangsrecht wih-
rend einer Dauer von drei Monaten nach
dem Umzug bei den Gerichten des fritheren
gewohnlichen Aufenthalts des Kindes, wenn
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sich der laut der Entscheidung tiber das Um-
gangsrecht umgangsberechtigte Elternteil
weiterhin gewohnlich in dem Mitgliedstaat
des fritheren gewohnlichen Aufenthalts des
Kindes aufhalt.

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn
der umgangsberechtigte Elternteil im Sinne
des Absatzes 1 die Zustandigkeit der Gerichte
des Mitgliedstaats des neuen gewohnlichen
Aufenthalts des Kindes dadurch anerkannt
hat, dass er sich an Verfahren vor diesen
Gerichten beteiligt, ohne ihre Zustidndigkeit
anzufechten

10. Art. 10 der Verordnung Nr. 2201/2003,
der die Zustandigkeit in Fallen von Kindes-
entfithrung regelt, bestimmt:

»Bei widerrechtlichem Verbringen oder Zu-
riickhalten eines Kindes bleiben die Gerichte
des Mitgliedstaats, in dem das Kind unmit-
telbar vor dem widerrechtlichen Verbringen
oder Zuriickhalten seinen gewohnlichen Auf-
enthalt hatte, so lange zusténdig, bis das Kind
einen gewohnlichen Aufenthalt in einem an-
deren Mitgliedstaat erlangt hat und

a) jede sorgeberechtigte Person, Behorde
oder sonstige Stelle dem Verbringen oder
Zuriickhalten zugestimmt hat

oder

b) dasKindsichin diesem anderen Mitglied-
staat mindestens ein Jahr aufgehalten

hat, nachdem die sorgeberechtigte Per-
son, Behorde oder sonstige Stelle seinen
Aufenthaltsort kannte oder hitte kennen
miissen und sich das Kind in seiner neu-
en Umgebung eingelebt hat, sofern eine
der folgenden Bedingungen erfiillt ist:

iif)

Innerhalb eines Jahres, nachdem der
Sorgeberechtigte den Aufenthaltsort
des Kindes kannte oder hitte ken-
nen miissen, wurde kein Antrag auf
Riickgabe des Kindes bei den zustén-
digen Behorden des Mitgliedstaats
gestellt, in den das Kind verbracht
wurde oder in dem es zuriickgehal-
ten wird;

ein von dem Sorgeberechtigten ge-
stellter Antrag auf Rickgabe wurde
zuriickgezogen, und innerhalb der in
Ziffer i) genannten Frist wurde kein
neuer Antrag gestellt;

ein Verfahren vor dem Gericht des
Mitgliedstaats, in dem das Kind un-
mittelbar vor dem widerrechtlichen
Verbringen oder Zuriickhalten sei-
nen gewohnlichen Aufenthalt hatte,
wurde gemdfl Artikel 11 Absatz 7
abgeschlossen;

von den Gerichten des Mitglied-
staats, in dem das Kind unmittelbar
vor dem widerrechtlichen Verbrin-
gen oder Zurickhalten seinen ge-
wohnlichen Aufenthalt hatte, wurde

I - 14317
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eine Sorgerechtsentscheidung erlas-
sen, in der die Riickgabe des Kindes
nicht angeordnet wird:"

11. Art. 11 der Verordnung Nr. 2201/2003
enthélt die Vorschriften, die fiir Antrige gel-
ten, die nach dem Haager Ubereinkommen
vom 25. Oktober 1980 iiber die zivilrechtli-
chen Aspekte internationaler Kindesentfiih-
rung® gestellt wurden, um die Riickgabe eines
Kindes zu erwirken, das widerrechtlich ver-
bracht wurde oder zuriickgehalten wird. Er
hat folgenden Wortlaut:

»(1) Beantragt eine sorgeberechtigte Person,
Behorde oder sonstige Stelle bei den zustén-
digen Behorden eines Mitgliedstaats eine
Entscheidung auf der Grundlage des Haager
Ubereinkommens vom 25. Oktober 1980
iber die zivilrechtlichen Aspekte internatio-
naler Kindesentfithrung ..., um die Riickgabe
eines Kindes zu erwirken, das widerrechtlich
in einen anderen als den Mitgliedstaat ver-
bracht wurde oder dort zuriickgehalten wird,
in dem das Kind unmittelbar vor dem wider-
rechtlichen Verbringen oder Zuriickhalten
seinen gewohnlichen Aufenthalt hatte, so gel-
ten die Absitze 2 bis 8.

(2) Bei Anwendung der Artikel 12 und 13 des
Haager Ubereinkommens von 1980 ist sicher-
zustellen, dass das Kind die Moglichkeit hat,
wihrend des Verfahrens gehort zu werden,

5 — RTNU, 1983, Bd. 1343, Nr. 22514, S. 89, im Folgenden: Haager
Ubereinkommen iiber die internationale Kindesentfiihrung.
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sofern dies nicht aufgrund seines Alters oder
seines Reifegrads unangebracht erscheint.

(3) Das Gericht, bei dem die Riickgabe eines
Kindes nach Absatz 1 beantragt wird, befasst
sich mit gebotener Eile mit dem Antrag und
bedient sich dabei der ziigigsten Verfahren
des nationalen Rechts.

Unbeschadet des Unterabsatzes 1 erlésst das
Gericht seine Anordnung spitestens sechs
Wochen nach seiner Befassung mit dem An-
trag, es sei denn, dass dies aufgrund aufSerge-
wohnlicher Umstande nicht moglich ist.

(4) Ein Gericht kann die Riickgabe eines Kin-
des aufgrund des Artikels 13 Buchstabe b)
des Haager Ubereinkommens von 1980 nicht
verweigern, wenn nachgewiesen ist, dass an-
gemessene Vorkehrungen getroffen wurden,
um den Schutz des Kindes nach seiner Riick-
kehr zu gewidhrleisten.

(5) Ein Gericht kann die Riickgabe eines Kin-
des nicht verweigern, wenn der Person, die
die Riickgabe des Kindes beantragt hat, nicht
die Gelegenheit gegeben wurde, gehort zu
werden.

(6) Hat ein Gericht entschieden, die Riick-
gabe des Kindes geméfd Artikel 13 des Haa-
ger Ubereinkommens von 1980 abzulehnen,
so muss es nach dem nationalen Recht dem
zustidndigen Gericht oder der Zentralen Be-
horde des Mitgliedstaats, in dem das Kind
unmittelbar vor dem widerrechtlichen Ver-
bringen oder Zuriickhalten seinen gewohn-
lichen Aufenthalt hatte, unverziglich entwe-
der direkt oder tiber seine Zentrale Behorde
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eine Abschrift der gerichtlichen Entschei-
dung, die Riickgabe abzulehnen, und die ent-
sprechenden Unterlagen, insbesondere eine
Niederschrift der Anhoérung, tbermitteln.
Alle genannten Unterlagen miissen dem Ge-
richt binnen einem Monat ab dem Datum der
Entscheidung, die Riickgabe abzulehnen, vor-
gelegt werden.

(7) Sofern die Gerichte des Mitgliedstaats,
in dem das Kind unmittelbar vor dem wider-
rechtlichen Verbringen oder Zuriickhalten
seinen gewohnlichen Aufenthalt hatte, nicht
bereits von einer der Parteien befasst wurden,
muss das Gericht oder die Zentrale Behérde,
das/die die Mitteilung gemif3 Absatz 6 erhalt,
die Parteien hiervon unterrichten und sie
einladen, binnen drei Monaten ab Zustellung
der Mitteilung Antrége geméfd dem nationa-
len Recht beim Gericht einzureichen, damit
das Gericht die Frage des Sorgerechts priifen
kann.

Unbeschadet der in dieser Verordnung fest-
gelegten Zusténdigkeitsregeln schliefit das
Gericht den Fall ab, wenn innerhalb dieser
Frist keine Antrédge bei dem Gericht einge-
gangen sind.

(8) Ungeachtet einer nach Artikel 13 des
Haager Ubereinkommens von 1980 ergange-
nen Entscheidung, mit der die Riickgabe des
Kindes verweigert wird, ist eine spétere Ent-
scheidung, mit der die Rickgabe des Kindes
angeordnet wird und die von einem nach die-
ser Verordnung zusténdigen Gericht erlassen

wird, im Einklang mit Kapitel III Abschnitt 4
vollstreckbar, um die Riickgabe des Kindes
sicherzustellen.*

12. Art. 13 der Verordnung Nr. 2201/2003
enthélt eine auf die Anwesenheit des Kindes
gestiitzte Zustdndigkeitsregel, die wie folgt
lautet:

»(1) Kann der gewohnliche Aufenthalt des
Kindes nicht festgestellt werden und kann
die Zustdndigkeit nicht gemafd Artikel 12 be-
stimmt werden, so sind die Gerichte des Mit-

gliedstaats zustdndig, in dem sich das Kind
befindet.

(2) Absatz 1 gilt auch fiir Kinder, die Fliicht-
linge oder, aufgrund von Unruhen in ihrem
Land, ihres Landes Vertriebene sind.”

13. Art. 19 Abs. 2 und 3 der Verordnung
Nr. 2201/2003 bestimmt:

»(2) Werden bei Gerichten verschiedener
Mitgliedstaaten Verfahren beziiglich der el-
terlichen Verantwortung fiir ein Kind wegen
desselben Anspruchs anhingig gemacht,
so setzt das spiter angerufene Gericht das
Verfahren von Amts wegen aus, bis die Zu-
standigkeit des zuerst angerufenen Gerichts
geklart ist.

(3) Sobald die Zustandigkeit des zuerst an-
gerufenen Gerichts feststeht, erklart sich das
spéter angerufene Gericht zugunsten dieses
Gerichts fir unzustindig.

I - 14319
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In diesem Fall kann der Antragsteller, der den
Antrag bei dem spiter angerufenen Gericht
gestellt hat, diesen Antrag dem zuerst ange-
rufenen Gericht vorlegen

14. In Art. 24 der Verordnung Nr. 2201/2003
wird der Grundsatz des Verbots der Nach-
prifung der Zustdndigkeit des Gerichts des
Ursprungsmitgliedstaats aufgestellt, der fol-
genden Wortlaut hat:

»Die Zustandigkeit des Gerichts des Ur-
sprungsmitgliedstaats darf nicht tberpriift
werden. Die Uberpriifung der Vereinbarkeit
mit der oOffentlichen Ordnung geméfl Arti-
kel 22 Buchstabe a und Artikel 23 Buchstabe
a darf sich nicht auf die Zusténdigkeitsvor-
schriften der Artikel 3 bis 14 erstrecken.

15. Art. 60 Buchst. e der Verordnung
Nr. 2201/2003 bestimmt:

»Im Verhéltnis zwischen den Mitgliedstaaten
hat diese Verordnung vor den nachstehenden
Ubereinkommen insoweit Vorrang, als diese
Bereiche betreffen, die in dieser Verordnung
geregelt sind:

e) Haager Ubereinkommen vom 25. Okto-
ber 1980 tiber die zivilrechtlichen Aspek-
te internationaler Kindesentfithrung
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B — Internationales Recht

16. Das Haager Ubereinkommen iiber die
internationale Kindesentfithrung, das am
1. Dezember 1983 in Kraft getreten ist, wurde
sowohl von der Franzdsischen Republik als
auch vom Vereinigten Koénigreich von Grof3-
britannien und Nordirland sowie von allen
anderen Mitgliedstaaten der Europdischen
Union unterzeichnet und ratifiziert.

17. Die Art. 3 bis 5 des Haager Ubereinkom-
mens iber die internationale Kindesentfiih-
rung bestimmen:

LArtikel 3

Das Verbringen oder Zuriickhalten eines
Kindes gilt als widerrechtlich, wenn

a) dadurch das Sorgerecht verletzt wird,
das einer Person, Behorde oder sonstigen
Stelle allein oder gemeinsam nach dem
Recht des Staates zusteht, in dem das
Kind unmittelbar vor dem Verbringen
oder Zuriickhalten seinen gewohnlichen
Aufenthalt hatte, und

b) dieses Recht im Zeitpunkt des Verbrin-
gens oder Zuriickhaltens allein oder ge-
meinsam tatsdchlich ausgeiibt wurde
oder ausgelibt worden wire, falls das
Verbringen oder Zuriickhalten nicht
stattgefunden hitte.
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Das unter Buchstabe a genannte Sorge-
recht kann insbesondere kraft Gesetzes,
aufgrund einer gerichtlichen oder be-
hordlichen Entscheidung oder aufgrund
einer nach dem Recht des betreffen-
den Staates wirksamen Vereinbarung
bestehen.

Artikel 4

Das Ubereinkommen wird auf jedes Kind
angewendet, das unmittelbar vor einer Ver-
letzung des Sorgerechts oder des Rechts zum
personlichen Umgang seinen gewohnlichen
Aufenthalt in einem Vertragsstaat hatte. Das
Ubereinkommen wird nicht mehr angewen-
det, sobald das Kind das 16. Lebensjahr voll-
endet hat.

Artikel 5

Im Sinn dieses Ubereinkommens umfasst

a) das,Sorgerecht’ die Sorge fiir die Person
des Kindes und insbesondere das Recht,
den Aufenthalt des Kindes zu bestimmen;

b) das ,Recht zum personlichen Umgang'’
das Recht, das Kind fiir eine begrenzte
Zeit an einen anderen Ort als seinen ge-
wohnlichen Aufenthaltsort zu bringen

18. Art. 13 des Haager Ubereinkommens
tber die internationale Kindesentfithrung
lautet:

»Ungeachtet des Artikels 12 ist das Gericht
oder die Verwaltungsbehorde des ersuchten

Staates nicht verpflichtet, die Riickgabe des
Kindes anzuordnen, wenn die Person, Behor-
de oder sonstige Stelle, die sich der Riickgabe
des Kindes widersetzt, nachweist,

a) dass die Person, Behorde oder sonstige
Stelle, der die Sorge fiir die Person des
Kindes zustand, das Sorgerecht zur Zeit
des Verbringens oder Zuriickhaltens tat-
sdchlich nicht ausgetibt, dem Verbringen
oder Zuriickhalten zugestimmt oder die-
ses nachtréglich genehmigt hat oder

b) dass die Riickgabe mit der schwerwie-
genden Gefahr eines korperlichen oder
seelischen Schadens fiir das Kind ver-
bunden ist oder das Kind auf andere Wei-
se in eine unzumutbare Lage bringt.

Das Gericht oder die Verwaltungsbehorde
kann es ferner ablehnen, die Riickgabe des
Kindes anzuordnen, wenn festgestellt wird,
dass sich das Kind der Riickgabe widersetzt
und dass es ein Alter und eine Reife erreicht
hat, angesichts deren es angebracht erscheint,
seine Meinung zu beriicksichtigen.

Bei Wiirdigung der in diesem Artikel ge-
nannten Umstédnde hat das Gericht oder die
Verwaltungsbehorde die Auskiinfte tiber die
soziale Lage des Kindes zu beriicksichtigen,
die von der zentralen Behorde oder einer an-
deren zustindigen Behorde des Staates des
gewohnlichen Aufenthalts des Kindes erteilt
worden sind.
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C — Nationales Recht

19. Der Vorlageentscheidung ist zu entneh-
men, dass die Gerichte in England und Wales
in Zivilverfahren, die Kinder betreffen, nach
Section 8 des Children Act 1989 (Kinder- und
Jugendfirsorgegesetz von 1989) Beschliisse
erlassen konnen, mit denen tber den Auf-
enthaltsort (,residence order”) und das Um-
gangsrecht (,contact order”) entschieden
wird, bestimmte Handlungen untersagt wer-
den (,prohibited steps order®) (,injunctions®)
oder die spezielle Fragen betreffen (,specific
issue order®).

20. Nach Section 4 des Children Act 1989
kann ein Gericht einem Vater die elterliche
Verantwortung fiir ein Kind auch zuerken-
nen. In England und Wales steht einem Vater,
der mit der Mutter des gemeinsamen Kindes
nicht verheiratet ist, die elterliche Verantwor-
tung fiir das Kind nédmlich nicht von Rechts
wegen zu. Er muss die elterliche Verantwor-
tung erwerben, indem er entweder in der
Geburtsurkunde des Kindes namentlich als
Vater genannt wird oder dadurch, dass er mit
der Mutter eine Vereinbarung iiber die elter-
liche Verantwortung triftt, oder durch einen
Gerichtsbeschluss, mit dem ihm die elterli-
che Verantwortung tibertragen wird (,paren-
tal responsibility order®).

21. SchliefSlich wird in der Vorlageentschei-
dung darauf hingewiesen, dass die Gerichte
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in England und Wales davon ausgehen®, dass
sie, wenn sie mit einem Antrag im Bereich
des Sorgerechts fiir ein Kind befasst werden,
selbst ein Sorgerecht fiir dieses Kind erlangen
konnen, selbst wenn die antragstellende Par-
tei noch nicht iiber dieses Recht verfiigt.

II — Sachverhalt und Ausgangsverfahren

A — Die dem Ausgangsrechtsstreit zugrunde
liegenden Umstdnde

22. Der im Ausgangsverfahren in Rede ste-
hende Sachverhalt kann auf der Grundlage
der vom vorlegenden Gericht gegebenen oder
den Schriftsitzen der Rechtsmittelfiihrerin
und des Rechtsmittelgegners im Ausgangs-
verfahren entnommenen oder in der miind-
lichen Verhandlung erlangten Informationen
wie folgt zusammengefasst werden.

23. Die Rechtsmittelfiithrerin des Ausgangs-
verfahrens, Frau Mercredi, eine franzdsische
Staatsangehorige, und der Rechtsmittelgeg-
ner des Ausgangsverfahrens, Herr Chaffe,
ein britischer Staatsangehoriger, sind die
Eltern eines Kindes, das ebenfalls die fran-
z0sische Staatsangehorigkeit besitzt und im
Vereinigten Konigreich am 11. August 2009

6 — Rechtssache H (Abduction: Rights of custody) [2000] 1 FLR
374.
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auflerehelich geboren wurde. Sie lebten meh-
rere Jahre zusammen bis zum 1. August 2009,
dem Tag, an dem der Vater die gemeinsame
Wohnung verlief3.

24. Am 7. Oktober 2009, also zwei Mona-
te spiter, verlief} die Mutter mit dem Kind
England, um sich in ihr Heimatland zu bege-
ben, in dem ihre Familie lebt, und zwar auf
die Insel La Réunion, ein franzosisches tiber-
seeisches Departement, wo sie am folgenden
Tag, dem 8. Oktober 2009, eintrafen. Es ist
unstreitig, dass der Vater des Kindes iiber
diese Abreise nicht informiert worden war. Es
ist weiter unstreitig, dass diese Abreise recht-
mafdig war, da zu diesem Zeitpunkt allein die
Mutter Trégerin der elterlichen Verantwor-
tung fiir das Kind war.

25. Der Vater des Kindes leitete daraufhin
mehrere Verfahren ein, und zwar sowohl vor
den englischen Gerichten, um die elterliche
Verantwortung, das Sorgerecht und/oder
ein Umgangsrecht fiir das Kind zu erhalten,
als auch vor den franzosischen Gerichten
nach dem Haager Ubereinkommen iiber die
internationale Kindesentfithrung. Auch die
Mutter leitete ein Verfahren vor den franzo-
sischen Gerichten ein, um die elterliche Ver-
antwortung fiir das Kind und das Sorgerecht
zu erhalten.

B — Die in England eingeleiteten Verfahren

26. Am 9. Oktober 2009, also zwei Tage nach
der Abreise von Mutter und Kind, stellte der

Vater des Kindes telefonisch einen Antrag
beim Bereitschaftsrichter des High Court of
Justice (England & Wales), Family Division
(Vereinigtes Konigreich) (,Duty High Court
Judge®). Der so angerufene Duty High Court
Judge erlief; am selben Tag ein Ersuchen um
Ubermittlung von Informationen iiber den
Aufenthaltsort des Kindes (,,location order®)
und ordnete an, ihm die Sache am folgenden
12. Oktober vorzutragen.

27. Am 12. Oktober 2009 beantragte der
Vater des Kindes in der Anhérung vor dem
Duty High Court Judge u. a., ihm die elterli-
che Verantwortung, ein geteiltes Aufenthalts-
bestimmungsrecht und ein Umgangsrecht
zuzuerkennen. Am selben Tag erliefy der Duty
High Court Judge einen Beschluss, mit dem
die Ruckfithrung des Kindes nach England
und Wales gefordert wurde. Es ist unstreitig,
dass die Mutter des Kindes von den Antragen
des Vaters keine Kenntnis hatte und dass sie
bei dieser Anhoérung weder anwesend noch
rechtlich vertreten war.

28. Der Duty High Court Judge fiihrte in die-
sem Beschluss vom 12. Oktober 2009 erstens
aus, dass die Anrufung des englischen Ge-
richts an dem Tag erfolgt sei, an dem der Va-
ter des Kindes sich telefonisch an ihn gewandt
habe, d. h. am 9. Oktober 2009, zweitens, dass
sowohl das englische Gericht als auch der
Vater des Kindes ab diesem Zeitpunkt tiber
ein Sorgerecht fiir das Kind verfiigt hatten,
drittens, dass das Kind zu diesem Zeitpunkt
weiterhin seinen gewohnlichen Aufenthalt in
England gehabt habe, und viertens, dass die
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englischen Gerichte infolgedessen fiir dieses
Kind zusténdig gewesen seien.

29. Es ist bekannt, dass der Beschluss vom
12. Oktober 2009 der Mutter am 16. Oktober
2009 zugestellt wurde, sie kam ihm jedoch
nicht nach.

30. Am 15. Oktober 2009 stellte der Va-
ter einen Antrag nach dem Haager Uber-
einkommen tiiber die internationale Kin-
desentfithrung’.

31. Am 28. Oktober 2009 leitete die Mutter
des Kindes ein Verfahren vor dem Tribunal
de grande instance de Saint-Denis (Frank-
reich) ein®,

32. Am 26. Januar 2010 stellte der Vater des
Kindes im Rahmen des Verfahrens vor dem
High Court of Justice (England & Wales), Fa-
mily Division (Vereinigtes Konigreich), einen
ergidnzenden Antrag auf Feststellung, dass
das Kind seinen gewdhnlichen Aufenthalt in
England hat, dass die englischen Gerichte,
was das Kind betrifft, iiber eine ausschliefSli-
che Zusténdigkeit verfiigen, dass er und die
englischen Gerichte {iber ein Sorgerecht fiir
das Kind verfiigen und dass das Kind wider-
rechtlich auf La Réunion festgehalten wird.
Diesen Antrigen wurde mit einem Beschluss
vorldufig stattgegeben, in dem im Ubrigen die

7 — Siehe Nr. 41 der vorliegenden Stellungnahme.
8 — Siehe Nr. 38 der vorliegenden Stellungnahme.
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Mutter aufgefordert wurde, Beweise vorzu-
legen. Dieser Beschluss wurde der franzosi-
schen Zentralen Behorde tibermittelt und der
Mutter zugestellt.

33. Am 15. April 2010 wurde die Sache vom
High Court of Justice (England & Wales), Fa-
mily Division (Vereinigtes Konigreich), ge-
prift. In dem Beschluss, der an diesem Tag
erlassen wurde, vertrat der High Court of
Justice (England & Wales), Family Division,
die Auffassung, dass die Anrufung des engli-
schen Gerichts am 9. Oktober 2009, dem Tag,
an dem sich der Vater des Kindes telefonisch
an den Duty High Court Judge gewandt habe,
erfolgt sei und dass das englische Gericht ab
diesem Zeitpunkt ein Sorgerecht fiir das Kind
gehabt habe. Auch der Vater habe ab diesem
Zeitpunkt iiber ein Sorgerecht verfiigt, da Be-
schliisse zu seinen Gunsten ergangen seien.
Schlieflich war er der Ansicht, dass das Kind
zu dem Zeitpunkt, als das englische Gericht
und der Vater das Sorgerecht erlangt hitten,
seinen gewohnlichen Aufenthalt weiterhin
in England gehabt habe und dass deshalb die
englischen Gerichte am 9. Oktober 2009 zu-
stindig gewesen seien.

34. Es ist unstreitig, dass die Mutter des Kin-
des zu der Anhorung am 15. April 2010 nicht
erschienen ist, dass aber ihr franzosischer
Rechtsanwalt schriftliche Erklarungen einrei-
chen konnte.

35. Am 29. Juni 2010 soll der Vater des Kin-
des beim Tribunal de grande instance de
Saint-Denis einen Antrag auf Anerkennung
und Vollstreckung des Beschlusses des High
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Court of Justice (England & Wales), Family
Division, gestellt haben.

36. Am 24. Juni und 12. Juli 2010 erliefy der
High Court of Justice (England & Wales), Fa-
mily Division, weitere Beschliisse, wobei im
letzten Beschluss von der Mutter des Kindes
gefordert wurde, einen vorldufigen Kontakt
des Kindes mit seinem Vater auf La Réunion
zwischen dem 29. Juli und dem 12. August
2010 zu ermoglichen.

37. Am 12. Juli 2010 legte die Mutter des
Kindes gegen die Beschliisse des Duty High
Court Judge vom 12. Oktober 2009 und des
High Court of Justice (England & Wales), Fa-
mily Division, vom 15. April 2010 ein Rechts-
mittel beim Court of Appeal (England &
Wiales) (Civil Division) ein, der beschlossen
hat, den Gerichtshof um eine Vorabentschei-
dung zu ersuchen.

C — Die in Frankreich eingeleiteten Verfahren

1. Das von der Mutter eingeleitete Verfahren

38. Am 28. Oktober 2009 beantragte
die Mutter des Kindes beim Tribunal de
grande instance de Saint-Denis, ihr die

ausschlief3liche elterliche Verantwortung fiir
das Kind zu tbertragen und festzustellen,
dass sich der Wohnsitz des Kindes an ihrer
Anschrift befinde. Dem Vater des Kindes war
die Einleitung dieses Verfahrens nicht zuge-
stellt worden, er erfuhr davon im Rahmen des
nach dem Haager Ubereinkommen iiber die
internationale Kindesentfithrung eingeleite-
ten Verfahrens.

39. Am 27. Januar 2010 sollen die Anwilte
des Vaters des Kindes beantragt haben, das
Verfahren betreffend den Antrag der Mutter
gemifl Art. 16 des Haager Ubereinkommens
tiber die internationale Kindesentfithrung
und Art. 19 der Verordnung Nr. 2201/2003
auszusetzen.

40. Mit Urteil vom 23. Juni 2010 tbertrug
das Tribunal de grande instance de Saint-
Denis der Mutter die ausschliefSliche elterli-
che Verantwortung fiir das Kind und stellte
fest, dass sich dessen Aufenthaltsort an der
Anschrift der Mutter befinde. Der Vater des
Kindes war in der miindlichen Verhandlung,
die am 31. Mai 2010 stattfand, weder anwe-
send noch rechtlich vertreten.

2. Der Antrag des Vaters nach dem Haager
Ubereinkommen iiber die internationale
Kindesentfithrung

41. Am 15. Oktober 2009 wandte sich der
Vater des Kindes mit einem Antrag an die
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englische Zentrale Behorde, in dem er um
Riickfithrung des Kindes nach England und
Wales nach dem Haager Ubereinkommen
iiber die internationale Kindesentfithrung
ersuchte, woraufthin am 18. Dezember 2009
ein Verfahren vor dem Tribunal de grande in-
stance de Saint-Denis eingeleitet wurde.

42. Das Tribunal de grande instance de
Saint-Denis soll das Erscheinen der Mutter
nach dem Haager Ubereinkommen iiber die
internationale Kindesentfithrung angeordnet
haben. In der Ladung soll auf die Anordnung
des Duty High Court Judge vom 12. Oktober
2009 ausdriicklich Bezug genommen worden
sein.

43. Der Antrag des Vaters nach dem Haager
Ubereinkommen iiber die internationale Kin-
desentfithrung wurde am 15. Mirz 2010 mit
der Begriindung zuriickgewiesen, er besitze
kein Sorgerecht im Sinne der Art. 3 und 5 des
Haager Ubereinkommens iiber die internati-
onale Kindesentfithrung.

III — Die Vorlagefragen und das Ersuchen
um Vorabentscheidung im Eilverfahren

44. Der Court of Appeal (England & Wales)
(Civil Division), bei dem die Mutter des Kin-
des ein Rechtsmittel einlegte, hat mit Be-
schluss vom 8. Oktober 2010, der am 18. Ok-
tober 2010 beim Gerichtshof eingegangen
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ist, entschieden, dem Gerichtshof die fol-
genden drei Fragen zur Vorabentscheidung
vorzulegen:

1. Nach welchen Kriterien ist der gewohnli-
che Aufenthalt eines Kindes fiir die Zwe-
cke von

— Artikel 8 der Verordnung (EG)
Nr. 2201/2003;

— Artikel 10 der Verordnung (EG)
Nr. 2201/2003 zu bestimmen?

2. Ist ein Gericht eine ,Behoérde oder sons-
tige Stelle®, der fiir die Zwecke der Be-
stimmungen der Verordnung (EG)
Nr. 2201/2003 ein Sorgerecht zugewie-
sen werden kann?

3. Bleibt Art. 10 anwendbar, nachdem die
Gerichte des ersuchten Mitgliedstaats
einen Antrag auf Riickgabe des Kindes
nach dem Haager Ubereinkommen iiber
die internationale Kindesentfithrung mit
der Begriindung abgelehnt haben, dass
sie die Voraussetzungen der Art. 3 und 5
abgelehnt haben?

Wie ist insbesondere der Konflikt zwi-
schen einer Entscheidung des ersuchten
Staats, dass die Voraussetzungen der
Art.3und 5 des Haager Ubereinkommens
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iiber die internationale Kindesentfith-
rung nicht vorliegen, und einer Entschei-
dung des ersuchenden Staats, dass die
Voraussetzungen der Art. 3 und 5 vorlie-
gen, zu losen?

45. Der Court of Appeal (England & Wales)
(Civil Division) fithrt in seinem Vorlagebe-
schluss aus, dass er eine Entscheidung im
Eilverfahren beantrage, da mit dem Vorabent-
scheidungsersuchen das Gericht bestimmt
werden solle, das nach dem Recht der Eu-
ropdischen Union fiir Verfahren betreffend
die elterliche Verantwortung fiir das Kind
zustindig sei. Solange dieses Gericht nicht
feststehe, konne tiber die Antréige des Vaters
des Kindes auf gerichtliche Anordnungen, die
ihnen personlichen Umgang miteinander er-
moglichten, nicht befunden werden.

46. Mit Beschluss vom 28. Oktober 2010 hat
der Gerichtshof dem Antrag des vorlegenden
Gerichts, die vorliegende Rechtssache dem
Eilverfahren nach Art. 104b der Verfahrens-
ordnung des Gerichtshofs zu unterwerfen,
stattgegeben.

47. Die  Rechtsmittelfithrerin und der
Rechtsmittelgegner im Ausgangsverfahren,
die Regierung des Vereinigten Konigreichs,
die deutsche, die irische und die franzésische
Regierung sowie die Europdische Kommis-
sion haben in der Sitzung vom 1. Dezember
2010 Erklarungen abgegeben.

IV — Vorbemerkungen

48. Bevor ich mit der Untersuchung der Fra-
gen des vorlegenden Gerichts beginne, sind
zwei Punkte zu kldren, die fiir die gesamten
nachfolgenden Erwégungen von Bedeutung
sind.

49. Zum ersten Punkt, der die rechtliche
Beurteilung des dem Ausgangsverfahren zu-
grunde liegenden Sachverhalts betriftt, sind
vorerst keine langen Ausfithrungen erforder-
lich. Man muss bedenken, dass das Verbrin-
gen des Kindes sowohl im Sinne der Verord-
nung Nr. 2201/2003 als auch im Sinne des
Haager Ubereinkommens iiber die interna-
tionale Kindesentfiihrung rechtmafig erfolgt
ist, woriiber, wie ich bei der Untersuchung
der Erheblichkeit der zweiten und der dritten
Frage noch ausfithren werde®, Einverneh-
men zwischen dem Vater'® und der Mutter
des Kindes, den Regierungen, die Erkldrun-
gen abgegeben haben, und der Kommission
besteht.

50. Der zweite Punkt, der den fiir die Ermitt-
lung der internationalen Zustdndigkeit nach
der Verordnung Nr. 2201/2003 mafigeblichen
Zeitpunkt betrifft, bereitet dagegen etwas
mehr Schwierigkeiten.

51. Art. 8 Abs. 1 der Verordnung Nr.
2201/2003 bestimmt allgemein, dass das

9 — Siehe Nrn. 115 fF. der vorliegenden Stellungnahme.

10 — Siehe jedoch zum Vorbringen des Vaters des Kindes Nr. 91
der vorliegenden Stellungnahme.
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angerufene Gericht eines Mitgliedstaats er-
mitteln muss, ob das Kind zum Zeitpunkt
der Antragstellung, d. h. dem Zeitpunkt der
Anrufung des betreffenden Gerichts, seinen
gewohnlichen Aufenthalt in diesem Mitglied-
staat hat. Hat das Kind an dem Tag, an dem
dieses Gericht angerufen wird, seinen ge-
wohnlichen Aufenthalt in dem Mitgliedstaat
des angerufenen Gerichts, kann dieses sich
fiir zustidndig erklaren. Wenn das Kind dage-
gen an dem Tag, an dem das Gericht ange-
rufen wird, seinen gewohnlichen Aufenthalt
nicht mehr im Mitgliedstaat des angerufe-
nen Gerichts hat, kann sich dieses nicht fiir
zusténdig erkldren, zumindest nicht auf der
Grundlage von Art. 8 Abs. 1 der Verordnung
Nr. 2201/2003. Es kann sich jedoch eventu-
ell, den Umstinden entsprechend, auf der
Grundlage der Art. 9, 10, 12 oder 14 der Ver-
ordnung Nr. 2201/2003 fiir zustdndig erklaren
oder seine Zusténdigkeit, gestiitzt auf Art. 13
oder 15 dieser Verordnung, ablehnen '

52. In seinem Vorlagebeschluss nennt der
Court of Appeal (England & Wales) (Civil
Division) zwei Zeitpunkte, die in dieser Hin-
sicht als relevant angesehen werden konnten,
ndmlich den 9. Oktober 2009, den Tag, an
dem der Vater des Kindes sich telefonisch an
den Duty High Court Judge gewandt hat, und
den 12. Oktober 2009, den Tag, an dem der
Vater in der Anhorung vor demselben Rich-
ter seine Antrage formlich eingereicht hat.
In seinem Beschluss vom 15. April 2010 legt
der High Court of Justice (England & Wales),
Family Division, ausdriicklich dar, dass ab
dem Abend des 9. Oktober 2009 ein engli-
sches Gericht angerufen war und, ebenso wie

11 — Zu diesem System der Zustindigkeiten siehe Nrn. 104 ff.
der vorliegenden Stellungnahme.
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der Vater, tiber ein Sorgerecht fiir das Kind
verfiigte.

53. Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass es
zwar Sache des vorlegenden Gerichts ist, zu
bestimmen, welcher dieser beiden Tage als
maflgeblich anzusehen ist, doch sind die Vor-
aussetzungen, unter denen ein Gericht als an-
gerufen gilt, in der Verordnung Nr. 2201/2003
selbst festgelegt.

54. Art. 16 Buchst. a der Verordnung
Nr. 2201/2003 bestimmt ndmlich, dass ein
Gericht zu dem Zeitpunkt als angerufen gilt,
zu dem das verfahrenseinleitende Schrift-
stiick oder ein gleichwertiges Schriftstiick
bei diesem eingereicht wurde, vorausgesetzt,
dass der Antragsteller es in der Folge nicht
versdumt hat, die ihm obliegenden Mafinah-
men zu treffen, um die Zustellung des Schrift-
stiicks an den Antragsgegner zu bewirken '%.

55. Unter den Umstinden des Ausgangs-
verfahrens und unter Berticksichtigung der
Informationen, die das vorlegende Gericht

12 — Dadurch, dass Art. 16 der Verordnung Nr. 2201/2003 somit
eine prézise und einheitliche materielle Regelung ent-
halt, wie es auch bei Art. 11 Abs. 4 der Verordnung (EG)
Nr. 1347/2000 des Rates vom 29. Mai 2000 iiber die Zustén-
digkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Ent-
scheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die
elterliche Verantwortung fiir die gemeinsamen Kinder der
Ehegatten (ABL L 160, S. 19) der Fall war, hebt er sich deut-
lich von der Auslegung ab, die der Gerichtshof in Bezug
auf Art. 21 des Ubereinkommens von Briissel von 1968
iiber die gerichtliche Zustdndigkeit und die Vollstreckung
gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen
(ABL 1972, L 299, S. 32) vorgenommen hat und nach der
sich die Frage, zu welchem Zeitpunkt das Gericht eines
Mitgliedstaats als angerufen anzusehen ist, nach der lex fori
richtet. Vgl. Urteil vom 7. Juni 1984, Zelger (129/83, Slg.
1984, 2397, Randnr. 16). Zu diesem Aspekt der Frage vgl.
u. a. Rey, J., ,Loffice du juge — la saisine®, in Fulchiron, H.,
und Nourissat, C. (dir.), Le nouveau droit communautaire
du divorce et de la responsabilité parentale, Dalloz, Paris,
2005, S. 181.
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tibermittelt hat, ist offensichtlich, dass nur
der 12. Oktober 2009 als maf3geblich im Sin-
ne von Art. 16 der Verordnung Nr. 2201/2003
angesehen werden kann, wobei sich jedoch
das vorlegende Gericht vergewissern muss,
dass die Zustellungsférmlichkeiten unter Be-
achtung der Bestimmungen der Verordnung
(EG) Nr. 1393/2007 des Européischen Parla-
ments und des Rates vom 13. November 2007
iiber die Zustellung gerichtlicher und au-
lergerichtlicher Schriftstiicke in Zivil- oder
Handelssachen in den Mitgliedstaaten (Zu-
stellung von Schriftstiicken) und zur Aufhe-
bung der Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 des
Rates " eingehalten wurden.

56. Es ist jedoch zu betonen, dass das dem
Gerichtshof vorgelegte Vorabentscheidungs-
ersuchen im Rahmen eines Rechtsmittels
gegen zwei Beschliisse zweier Spruchkorper
eines Gerichts gestellt worden ist, in denen
diese iiber ihre Zustiandigkeit nach der Ver-
ordnung Nr. 2201/2003 entschieden haben,
wobei der erste sehr kurze Zeit nach der Ab-
reise der Mutter mit dem Kind am 12. Okto-
ber 2009, der zweite fast sechs Monate nach
der Abreise am 15. April 2010 erlassen wor-
den ist.

57. Diese Besonderheit, mit der zusam-
menhéngt, dass die erste Frage des vorle-
genden Gerichts sehr allgemein gehalten ist,
macht die Feststellung schwierig, ob dieses
Gericht im Rechtsmittelverfahren {iber die

13 — ABL L 324, S. 79. Im 15. Erwégungsgrund der Verordnung
Nr. 2201/2003 heifit es nidmlich ausdriicklich, dass die
Verordnung Nr. 1348/2000 fiir die Zustellung von Schrift-
stiicken in Verfahren gilt, die auf der Grundlage der Verord-
nung Nr. 2201/2003 eingeleitet wurden.

Zusténdigkeit der nachgeordneten Gerichte
oder im Rahmen dieses Rechtsmittels iiber
seine eigene Zustdndigkeit nach der Verord-
nung Nr. 2201/2003 entscheiden mochte. Die
Ermittlung des gewdhnlichen Aufenthalts
des Kindes ist aber unter Beriicksichtigung
der Kriterien, die der Gerichtshof im Urteil
A festgelegt hat, und derjenigen, die im Rah-
men der vorliegenden Rechtssache definiert
werden, eine Aufgabe, die sich im ersten Fall
viel schwieriger gestaltet als im zweiten '*. Die
nachfolgenden Erwédgungen gehen jedoch
von der Pramisse aus, dass die Ermittlung des
gewohnlichen Aufenthalts des Kindes zum
Zeitpunkt der ersten Anrufung der engli-
schen Gerichte am 12. Oktober 2009 erfolgen
muss, wobei es Sache des vorlegenden Ge-
richts ist, zu entscheiden, welche Haltung es
in dieser Hinsicht einzunehmen beabsichtigt.

V — Zur ersten Frage

58. In seiner ersten Frage bittet das vorle-
gende Gericht den Gerichtshof, ihm das fir
die Ermittlung des gewdhnlichen Aufent-
halts eines Kindes im Sinne der Verordnung

14 — Zwar muss das nationale Gericht, das iiber seine Zustin-
digkeit zu entscheiden hat, dies, wie dargelegt, zum Zeit-
punkt seiner Anrufung tun, doch schliefit die Wiirdigung
der Kriterien des gewohnlichen Aufenthalts nicht aus, dass
nach dieser Anrufung, aber vor der letztlich endgiiltigen
Entscheidung eingetretene Umstidnde beriicksichtigt wer-
den. Vgl. insoweit Richez-Pons, A., La résidence en droit
international privé (conflits de juridictions et conflits de
lois), (Theése) Lyon, 2004.
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Nr. 2201/2003 geeignete ,Kriterium® zu nen-
nen’. Auf den ersten Blick ist es ziemlich
schwierig, festzustellen, ob das vorlegende
Gericht vom Gerichtshof eine allgemeine
Antwort auf eine abstrakte Frage erwartet
oder ob es im Gegensatz dazu eine Antwort
erhalten mochte, die sich auf die Umstande
des Rechtsstreits bezieht, mit dem es befasst
ist. Es scheint jedoch, dass es um eine konkre-
te Antwort auf das Problem ersucht, mit dem
es konfrontiert ist.

59. In diesem Zusammenhang fragt das vor-
legende Gericht im Hinblick auf die Feststel-
lung seiner Zustdndigkeit nach der Verord-
nung Nr. 2201/2003 unmittelbar nach dem
Begriff des gewohnlichen Aufenthalts, wie
er insbesondere in Art. 8 dieser Verordnung
enthalten ist. Man konnte daraus schlieflen,
dass die Zustdndigkeit der nationalen Ge-
richte einzig und allein auf der Grundlage des
gewohnlichen Aufenthalts ermittelt werden
kann. Art. 8 Abs. 1 dieser Verordnung ist je-
doch Teil eines grofleren Ganzen. In Art. 8
Abs. 2 dieser Verordnung wird ausdriicklich
darauf hingewiesen, dass die darin begriin-
dete allgemeine Zustindigkeit nur dann
gegeben ist, wenn keine andere Zusténdig-
keitsnorm eingreift, und der gewdhnliche

15 — Die Frage des vorlegenden Gerichts ist in Wirklichkeit inso-
fern préziser, als sie auf die Art. 8 und 10 der Verordnung
Nr. 2201/2003 gerichtet ist. Wie nachfolgend jedoch dar-
gelegt wird, ist der Begriff des gewdhnlichen Aufenthalts
derselbe und muss derselbe sein, unabhingig davon, wel-
che Bestimmung der Verordnung Nr. 2201/2003 in Rede
steht. Im Ubrigen gibt es, wie spater darzulegen sein wird,
gewichtige Grunde, die Erheblichkeit der Art. 10 der Ver-
ordnung Nr. 2201/2003 betreffenden Frage zu bezweifeln.
Schlieflich macht diese Frage zwar einige nihere Ausfiih-
rungen zum Begriff des gew6hnlichen Aufenthalts im Sinne
der Verordnung Nr. 2201/2003 erforderlich, doch stellt sich
im Ausgangsverfahren ein weit grofieres Problem als das
der Definition dieses Begriffs.
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Aufenthalt ist nur ein Kriterium von mehre-
ren, das hilfsweise auch eine Zustiandigkeit
begriinden kann.

60. Von diesem Standpunkt aus ist gegen-
tiber dem vorlegenden Gericht zu bemerken,
dass das erste ,Kriterium®, das seine Zustén-
digkeit nach der Verordnung Nr. 2201/2003
begriinden kann, in der Stellung des Begrifts
des gewohnlichen Aufenthalts in der Syste-
matik dieser Verordnung zu suchen wire. So
wichtig der Begriff des gewohnlichen Auf-
enthalts auch sein mag, bietet er doch nur
begrenzte Moglichkeiten. Er ist als Konzept
zu verstehen, das zu gegebener Zeit anderen
Konzepten oder alternativen Kategorien wei-
chen kénnen muss.

61. Deshalb bin ich der Meinung, dass auf die
erste Frage in zwei Schritten zu antworten ist.
Im ersten Schritt werde ich die Bezugspunk-
te, die sich insbesondere aus dem Urteil A
ergeben ', so weit wie moglich vertiefen und
dabei versuchen, immer die besonderen Um-
stinde des Ausgangsfalls zu berticksichtigen,
ohne mich jedoch bei der dem vorlegenden
Gericht zukommenden Aufgabe, den ihm
vorliegenden Rechtsstreit zu entscheiden,
an seine Stelle zu setzen. In einem zweiten

16 — Generalanwiltin Kokott hat sich in ihren Schlussantrigen
in der Rechtssache A in langen Ausfithrungen sehr iiber-
zeugend mit der Auslegung des Begriffs des gewohnlichen
Aufenthalts beschiftigt (Nrn. 13 bis 52), wobei ihr Interesse
u. a. der Entstehung der Verordnung Nr. 2201/2003, iden-
tischen oder dhnlichen Begriffen in internationalen Uber-
einkommen (Nrn. 22 bis 31) oder in anderen Bereichen
des Gemeinschaftsrechts (Nrn. 32 bis 37) galt und sie die
wesentlichen Kriterien bestimmt hat, die bei der Feststel-
lung des gewohnlichen Aufenthalts eines Kindes zu beriick-
sichtigen sind (Nrn. 41 bis 52). Unter diesen Umsténden ist
es nicht notwendig, eine in vollem Umfang gutgeheiffene
Analyse zu wiederholen.
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Schritt beabsichtige ich, um dem vorlegenden
Gericht eine sachdienliche Antwort zu geben,
auf alle Moglichkeiten hinzuweisen, die in der
Verordnung Nr. 2201/2003 zur Erreichung
des von ihr verfolgten wesentlichen Ziels, die
Bestimmung der gerichtlichen Zustandigkeit
zu gewdhrleisten, vorgesehen sind.

A — Zur Ermittlung des ,gewéhnlichen
Aufenthalts” des Kindes

62. In seinem Urteil A" hat der Gerichtshof
eine Auslegung des Begriffs des gew6hnlichen
Aufenthalts eines Kindes im Sinne von Art. 8
Abs. 1 der Verordnung Nr. 2201/2003 vorge-
nommen, die so gestaltet ist, dass die natio-
nalen Gerichte auf alle Fille tiber ihre Zustén-
digkeit nach dieser Verordnung entscheiden
konnen. Aus der Vorlageentscheidung ergibt
sich jedoch, dass die vom Gerichtshof in die-
sem Urteil vorgeschriebene Methodik nicht
ausreicht. Es scheint nétig zu sein, ergénzen-
de Hinweise zu geben, die es den nationalen
Gerichten ermdglichen, Situationen zu erfas-
sen, in denen der gew6hnliche Aufenthalt ei-
nes Kindes verlagert worden ist.

17 — Randnr. 31.

1. Der Begriff des gewohnlichen Aufenthalts:
die Grundsitze des Urteils A

63. Der Gerichtshof hat in seinem Urteil
A erstens festgestellt, dass die Verordnung
Nr. 2201/2003 den Begriff des gewohnlichen
Aufenthalts nicht definiert und dass sie fiir
die Ermittlung seines Sinnes und seiner Be-
deutung nicht ausdriicklich auf das Recht
der Mitgliedstaaten verweist. Er hat daraus
gemifd seiner Rechtsprechung geschlossen,
dass bei dieser Ermittlung auf den Kontext
der mafigeblichen Vorschrift oder Vorschrif-
ten und auf das mit dieser Verordnung ver-
folgte Ziel abzustellen ist. Er hat insoweit
auf das Ziel hingewiesen, das sich aus dem
zwolften Erwigungsgrund der Verordnung
Nr. 2201/2003 ergibt, wonach die in ihr fest-
gelegten Zustéindigkeitsvorschriften dem
Wohl des Kindes entsprechend und insbe-
sondere nach dem Kriterium der raumlichen
Nihe ausgestaltet wurden *®.

64. Der Begriff des gewohnlichen Aufent-
halts im Sinne der Verordnung Nr. 2201/2003
ist somit ein gemeinschaftsrechtlicher Begriff,
der folglich eine autonome und einheitliche
Auslegung in der gesamten Union erhalten
muss . Der Gerichtshof hat insoweit klarge-
stellt, dass diese Autonomie in einer gewissen
Unabhéngigkeit gegentiber — identischen
oder dhnlichen — Begriffen, die in anderen
Bereichen des Gemeinschaftsrechts verwen-
det werden, wie dem der sozialen Sicherheit

18 — Ebd. (Randnrn. 31, 34 und 35).
19 — Ebd. (Randnr. 34).
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der Wanderarbeitnehmer oder im Beamten-
recht, zum Ausdruck kommen muss .

65. Zweitens hat der Gerichtshof ausgefiihrt,
dass der gewohnliche Aufenthalt eines Kin-
des ,anhand aller tatsichlichen Umsténde
des Einzelfalls zu ermitteln ist*'. Er hat er-
klart, dass neben der korperlichen Anwe-
senheit des Kindes in einem Mitgliedstaat
Faktoren heranzuziehen sind, die belegen
konnen, dass es sich nicht nur um eine vor-
iibergehende oder gelegentliche Anwesenheit
handelt und dass der Aufenthalt Ausdruck ei-
ner gewissen Integration in ein soziales und
familidres Umfeld ist?. Als zu beriicksichti-
gende Faktoren nannte er insbesondere die
Dauer, die Regelmifligkeit und die Umsténde
des Aufenthalts in einem Mitgliedstaat sowie
die Griinde fiir diesen Aufenthalt und den
Umzug der Familie in diesen Staat, die Staats-
angehorigkeit des Kindes, Ort und Umsténde
der Einschulung, die Sprachkenntnisse sowie
die familidren und sozialen Bindungen des
Kindes in dem betreffenden Staat®. Er hat
weiter ausgefithrt, dass die Absicht der El-
tern, sich mit dem Kind dauerhaft in einem
anderen Mitgliedstaat niederzulassen, die
sich in bestimmten dufleren Umsténden, wie
dem Erwerb oder der Anmietung einer Woh-
nung im Zuzugsstaat, manifestiert, ein Indiz
fir die Verlagerung des gewohnlichen Auf-
enthalts sein kann .

Ebd. (Randnr. 36).
Ebd. (Randnr. 37).
Ebd. (Randnr. 38).
23 — Ebd. (Randnr. 39).
24 — Ebd. (Randnr. 40).

I
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66. Aus dem Urteil A ergibt sich somit,
dass unter dem gewdhnlichen Aufenthalt
im Sinne von Art. 8 Abs. 1 der Verordnung
Nr. 2201/2003 ,,der Ort zu verstehen ist, der
Ausdruck einer gewissen sozialen und fa-
milidren Integration des Kindes ist”. Dieses
Urteil beinhaltet jedoch tatsdchlich mehr als
eine Definition des Begriffs des gew6hnlichen
Aufenthalts. Es stellt in groflen Ziigen die
wesentlichen Punkte eines Tests dar, der die
Feststellung des gewohnlichen Aufenthalts
eines Kindes ermoglicht. Dieser Test besteht
in der Beurteilung und Abwéagung objektiver
und subjektiver, auf Quantitit und Qualitdt
bezogener oder Zeit und Intention betreffen-
der Anhaltspunkte, die firr die Feststellung
der Integration eines Kindes in sein soziales
und familidres Umfeld geeignet sind, wobei
die Integration eine gewisse Intensitit auf-
weisen muss.

67. Drittens hat der Gerichtshof entschie-
den, dass die Ermittlung des gewohnlichen
Aufenthalts eines Kindes Sache der nationa-
len Gerichte ist, die eine Gesamtbetrachtung
der Situation vornehmen und die verschiede-
nen mafigeblichen Punkte und Hinweise um-
fassend beurteilen miissen . Der Gerichtshof
hat jedoch insoweit keine nidheren Angaben
zu den Pflichten gemacht, die in dieser Hin-
sicht fiir die nationalen Gerichte bestehen.

68. Nach alledem konnte man der Meinung
sein, dass das Urteil A, da es den Rahmen, die
Kriterien und die Methode der Ermittlung
des gewohnlichen Aufenthalts eines Kin-
des im Sinne der Verordnung Nr. 2201/2003

25 — Ebd. (Randnr. 42).
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nennt, bereits eine prézise und zugleich voll-
stdndige Antwort auf die erste Frage des vor-
legenden Gerichts enthalt.

69. Dies ist jedoch nicht die Meinung des
vorlegenden Gerichts, das, obwohl es das
Urteil A zwangsldufig sehr wohl kennt, den-
noch der Ansicht war, diese Frage stellen zu
miissen *.

70. Das vorlegende Gericht mochte somit
offensichtlich, dass der Gerichtshof iiber die
Erklarungen, die bereits im Urteil A enthal-
ten sind, hinausgeht, dass er ihm genauere
Hinweise gibt, anhand deren es das streitige
Vorbringen der Parteien des Ausgangsver-
fahrens zu diesem Punkt in Ubereinstim-
mung mit dem Unionsrecht abwigen und
den Rechtsstreit, in dem es angerufen wurde,
entscheiden kann. Die Frage des vorlegenden
Gerichts ist also nicht mehr und nicht weni-
ger als eine Bitte, die Kriterien zu prézisieren,
anhand deren festgestellt werden kann, unter
welchen Umsténden im Fall eines Kindes,
das mit seiner Mutter rechtmiflig das Gebiet
eines Mitgliedstaats, in dem es seinen ge-
wohnlichen Aufenthalt hatte, verlassen hat,
davon ausgegangen werden kann, dass der
urspriingliche gewohnliche Aufenthalt ,ver-
loren” und ein neuer gewohnlicher Aufent-
halt erlangt wurde.

26 — Der Darstellung der vor dem vorlegenden Gericht erfolgten
Erérterung ist zu entnehmen, dass der High Court of Justice
(England & Wales), Family Division, von der Existenz des
Urteils A Kenntnis hatte, als er den Beschluss vom 15. April
2010 erlie3, und dass er im Rahmen der von ihm vorge-
nommenen Ermittlung des gewohnlichen Aufenthalts des
Kindes die Auswirkungen dieses Urteils auf das englische
Recht beriicksichtigt hat.

2. Verlust® und ,Erlangung” eines ge-
wohnlichen Aufenthalts bei rechtméifligem
Verbringen

a) Die Voraussetzungen fiir eine Verlagerung
des gewohnlichen Aufenthalts

71. Um davon ausgehen zu konnen, dass
ein Wechsel des gewohnlichen Aufenthalts
stattgefunden hat, muss ein ,Verlust“ des ur-
spriinglichen und die Erlangung eines neu-
en gewoOhnlichen Aufenthalts stattgefunden
haben?. Eine Person kann zwar tatsichlich
mehrere ,einfache” Aufenthaltsorte haben,
sie kann aber nur einen gewohnlichen Auf-
enthalt haben. Auflerdem ist die Situation
einer Person, die beschlief3t, einen Mitglied-
staat zu verlassen, um sich in einem anderen
niederzulassen und dort endgiiltig zu leben,
nicht die gleiche, wie die einer Person, die zu-
néchst ihren einfachen Aufenthaltsort vorii-
bergehend in einen Mitgliedstaat verlegt, sich
aber schliefllich nach einer gewissen Zeit dort
niederldsst. Im ersten Fall sind der Verlust
des urspriinglichen und die Erlangung des
neuen gewohnlichen Aufenthalts Ereignisse,
die gleichzeitig stattfinden. Im zweiten Fall
wird der gewohnliche Aufenthalt im neuen
Mitgliedstaat wahrscheinlich erst nach Ab-
lauf einer gewissen Zeit als erlangt angesehen

27 — Gemifd dem aus Lagarde, P,, Rapport explicatif concernant
la convention de La Haye du 19 octobre 1996 concernant la
compétence, la loi applicable, la reconnaissance, I'exécution
et la coopération en matiére de responsabilité parentale et
de mesures de protection des enfants (RTNU, 2004, Bd.
2204, Nr. 39130), Actes et documents de la XVIIIéme Session
de la Conférence de La Haye, 1996, Band II, Protection des
enfants, Nr. 41 entnommenen Ausdruck. Diese Ansicht ist
in der Lehre wie auch in der Rechtsprechung weitgehend
anerkannt. Vgl. u. a. Richez-Pons, A., a. a. O. (oben in Fn. 14
angefiihrt), S. 206.
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werden konnen®. Es ist jedoch noch zu er-
mitteln, welches die Anhaltspunkte fiir den
Verlust und fiir die Erlangung eines gewo6hn-
lichen Aufenthalts sind.

b) Anhaltspunkte fiir die Verlagerung des ge-
wohnlichen Aufenthalts

72. Besondere Beachtung finden muss
in dieser Hinsicht Art. 9 der Verordnung
Nr. 2201/2003 sowie, unter den Umstdnden
des Ausgangsverfahrens, der Wille der Mut-
ter des Kindes.

i) Die sich aus Art. 9 der Verordnung
Nr. 2201/2003 ergebenden Hinweise fiir die
Auslegung

73. Zieht ein Kind rechtmiflig von ei-
nem Mitgliedstaat in einen anderen um, in
dem es einen neuen gewohnlichen Aufent-
halt erlangt, sieht Art. 9 der Verordnung
Nr. 2201/2003 eine Verlangerung der Zustén-
digkeit der Gerichte des Mitgliedstaats des
urspriinglichen gewohnlichen Aufenthalts
nur fiir einen Zeitraum von drei Monaten vor.
Die Verordnung Nr. 2201/2003 nimmt somit
an, dass ein Kind innerhalb von drei Monaten

28 — Vgl. Richez-Pons, A,, a. a. O. (oben in Fn. 14 angefiihrt)
S. 206 ff.
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einen neuen gewohnlichen Aufenthalt erlan-
gen kann®.

74. Diese Vorschrift kann je nach verwen-
deter Sprachfassung nuanciert, wenn nicht
sogar unterschiedlich ausgelegt werden. So
lasst z. B. die deutsche Sprachfassung® ver-
muten, dass ein rechtméfliger Umzug in der
Regel die Erlangung eines neuen gewohnli-
chen Aufenthalts zur Folge hat, wahrend sich
aus der franzosischen Fassung® eindeutig
ergibt, dass die Anwendbarkeit dieser Vor-
schrift voraussetzt, dass zum einen der Um-
zug des Kindes rechtmiflig war und dass es

29 — Im Leitfaden zur Anwendung der Verordnung
Nr. 2201/2003 wird insoweit ausgefiihrt, dass deren Art. 9
nur zur Anwendung kommt, wenn das Kind innerhalb
von drei Monaten seinen gewd6hnlichen Aufenthalt in dem
neuen Mitgliedstaat erworben hat.

30 — Die deutsche Fassung von Art. 9 Abs. 1 Satz 1 der Verord-
nung Nr. 2201/2003 lautet: ,Beim rechtmifligen Umzug
eines Kindes von einem Mitgliedstaat in einen anderen,
durch den es dort einen neuen gewdhnlichen Aufenthalt
erlangt” Dies gilt ebenso fiir die italienische Fassung: ,In
caso di lecito trasferimento della residenza di un minore da
uno Stato membro ad un altro che diventa la sua residenza
abituale:

31 — Ebenso wie aus den Fassungen in Spanisch ,Cuando un
menor cambie legalmente de residencia de un Estado
miembro a otro y adquiera una nueva residencia habitual
en este Gltimo*, Dénisch ,Nar et barn lovligt flytter fra én
medlemsstat til en anden og far nyt seedvanligt opholds-
sted dér”, Englisch ,Where a child moves lawfully from
one Member State to another and acquires a new habitual
residence there“, Niederldndisch ,Wanneer een kind legaal
van een lidstaat naar een andere lidstaat verhuist en aldaar
een nieuwe gewone verblijfplaats verkrijgt, Portugiesisch
»,Quando uma crianga se desloca legalmente de um Estado-
Membro para outro e passa a ter a sua residéncia habi-
tual neste ltimo®, Finnisch ,Kun lapsi muuttaa laillisesti
jasenvaltiosta toiseen ja saa sielld uuden asuinpaikan“ und
Schwedisch ,Nir ett barn lagligen flyttar frin en medlems-
stat till en annan och forvirvar nytt hemvist dar skall”.
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zum anderen einen neuen gewohnlichen Auf-
enthalt erlangt hat.

75. Ohne lange auf die stindige Rechtspre-
chung des Gerichtshofs in Bezug auf in meh-
reren Sprachen abgefasste Texte des Unions-
rechts einzugehen, sei darauf hingewiesen,
dass diese Vorschrift unter Beriicksichtigung
der gesamten Sprachfassungen sowohl an-
hand der allgemeinen Systematik und des
Zwecks der Regelung, zu der sie gehort*, als
auch nach dem wirklichen Willen ihres Urhe-
bers und dem von diesem verfolgten Zweck *
auszulegen ist.

76. Art. 9 der Verordnung Nr. 2201/2003
stellt trotz seiner etwas irrefithrenden Uber-
schrift® den Grundsatz auf, dass bei einem
rechtméfligen Umzug eines Kindes die Zu-
standigkeit auf die Gerichte des Mitglied-
staats seines neuen gewohnlichen Aufenthalts
tibergeht. Die Zusténdigkeit der Gerichte des
Mitgliedstaats des urspriinglichen Aufent-
haltsorts wird nur fiir einen begrenzten Zeit-
raum von drei Monaten aufrechterhalten,
um demjenigen, der ein Umgangsrecht be-
sitzt und der gezwungen ist, den Umzug des

32 — Vgl. u. a. Urteile vom 27. Oktober 1977, Bouchereau (30/77,
Slg. 1977, 1999, Randnr. 14), und vom 29. April 2010, M
u. a. (C-340/08, Slg. 2010, 1-3913, Randnr. 44).

33 — Vgl. u. a. Urteile vom 12. November 1969, Stauder (29/69,
Slg. 1969, 419, Randnr. 3), vom 22. Oktober 2009, Zurita
Garcia und Choque Cabrera (C-261/08 und C-348/08, Slg.
2009, 1-10143, Randnr. 54), sowie vom 3. Juni 2010, Inter-
netportal und Marketing (C-569/08, Slg. 2010, 1-4871,
Randnr. 35).

34 — In diesem Sinne z. B. Gallant, E., Compétence reconnais-
sance et exécution (Matiéres matrimoniale et de responsabi-
lité parentale), Répertoire de droit communautaire, Dalloz,
August 2007, Nr. 167.

Kindes hinzunehmen, zu ermdglichen, die
Gerichte anzurufen, die dieses Umgangsrecht
gewidhrt haben, damit dieses an die neuen
Umstdnde angepasst wird.

77. Der mafigebliche Inhalt dieser Vorschrift
ist somit die Forderung, dass der rechtmaflige
Umzug eines Inhabers der elterlichen Sorge
fiir ein Kind in einen anderen Mitgliedstaat in
der Regel zur Erlangung eines neuen gewohn-
lichen Aufenthalts in diesem Mitgliedstaat
fithrt. Folglich miisste, abgesehen von beson-
deren Umsténden, ein rechtméfliger Umzug
in der Regel den Ubergang der internatio-
nalen Zustdndigkeit der Gerichte des Mit-
gliedstaats der Abreise auf die Gerichte des
Ankunftsmitgliedstaats zur Folge haben, die
nach dem Grundsatz der rdumlichen Nihe
als am besten geeignet angesehen werden .

78. Da Art. 9 der Verordnung Nr. 2201/2003
entnommen werden kann, dass der recht-
méflige Wechsel von einem Mitgliedstaat in
einen anderen, sofern er alle Merkmale einer
Niederlassung von unbestimmter und nicht
nur voriibergehender Dauer in dem genann-
ten Mitgliedstaat tragt, ein starker Anhalts-
punkt fiir die Erlangung eines gewohnlichen
Aufenthalts in diesem Mitgliedstaat ist, miiss-
te dieser Anhaltspunkt in den Rang einer Ver-
mutung, sei sie auch schwach, fiir die Erlan-
gung eines neuen gewohnlichen Aufenthalts

35 — Im Ubrigen sieht Art. 10 der Verordnung Nr. 2201/2003 bei
widerrechtlichem Verbringen eines Kindes das Weiterbe-
stehen der Zustindigkeit der Gerichte des Mitgliedstaats,
in dem das Kind unmittelbar vor dem Verbringen seinen
gewohnlichen Aufenthalt hatte, nur so lange vor, bis das
Kind einen gewohnlichen Aufenthalt in einem anderen
Mitgliedstaat erlangt hat, wobei u. a. vorausgesetzt wird,
dass sich das Kind in diesem anderen Mitgliedstaat mindes-
tens ein Jahr aufgehalten und in seiner neuen Umgebung
eingelebt hat.
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erhoben werden, mit der Folge, dass es der
Partei, die diese Erlangung bestreitet, obliegt,
Beweise dafiir vorzulegen, dass es unter den
fraglichen Umsténden nicht zu einer solchen
gekommen ist.

79. Diese Hinweise sind zwar wichtig, sie
sind jedoch sicher nicht die einzigen, die be-
riicksichtigt werden miissen, weil die von den
nationalen Gerichten vorzunehmende Prii-
fung auf alle Félle am Ende einer umfassen-
den Beurteilung der Situation nach Mafigabe
der im Urteil A gemachten Vorgaben und ei-
ner Abwigung aller mafigeblichen Umsténde
mit dem Ziel erfolgen muss, die Integration
des Kindes in sein familidres und soziales
Umfeld zu ermitteln.

80. Hier ist erginzend anzumerken, dass es
nicht zweckmaiflig erscheint, fiir die Priifung
von Fillen der Verlagerung des gewohnlichen
Aufenthalts durch die nationalen Gerichte
starre Vorgaben zu machen, indem z. B. durch
Richterrecht eine Standardfrist® festgesetzt
wird, nach deren Ablauf eine Anderung des

36 — Die z. B. sechs Monate betragen konnte. Zur Diskussion
iiber dieses Zeitelement beim Begriff des gewo6hnlichen
Aufenthalts vgl. u. a. Espinosa Calabuig, R., Custodia y
visita de menores en el espacio judicial europeo, Marial
Pons, 2007, S. 128 ff. Es sei angemerkt, dass die Kommis-
sion, die beauftragt war, einen Entwurf fiir das Haager
Ubereinkommen vom 19. Oktober 1996 auszuarbeiten,
gerade deshalb ,die Idee zuriickgewiesen hat, den Zeit-
raum, der erforderlich wire, um einen neuen gew6hnlichen
Aufenthalt zu erlangen, in Zahlen zu fassen, weil es sich um
eine Tatsachenfrage handelt, die im jeweiligen im Einzelfall
zu beurteilen ist. Vgl. Lagarde, P, a. a. O. (oben in Fn. 27
angefiihrt), Nr. 41.
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Wohnsitzes als bewirkt angesehen werden
kann?¥, oder indem vorgesehen wird, dass
das rechtmiflige Verbringen eines Kindes
ab dem Zeitpunkt seiner Durchfithrung den
unmittelbaren Verlust seines urspriinglichen
gewohnlichen Aufenthalts bewirkt®. Diese
beiden Ansitze stehen némlich in direktem
Widerspruch zu dem offenen und pragmati-
schen Ansatz, den der Gerichtshof im Urteil
A befiirwortet hat, ohne dass dieser zwangs-
laufig geeignet wire, allen vorstellbaren Situ-
ationen zu begegnen.

ii) Die Bedeutung des Willens der Mutter
bei der Beurteilung des gewohnlichen
Aufenthalts eines Kindes, das rechtmiflig
verbracht wurde

81. Wie bereits ausgefithrt wurde, ist es Sa-
che des zuerst angerufenen Gerichts, zum
Zeitpunkt seiner Anrufung den gewohnli-
chen Aufenthalt des Kindes entsprechend der
Methodik zu ermitteln, die der Gerichtshof
im Urteil A vorgegeben hat. Auch wenn der
Gerichtshof in diesem Urteil zu diesem Punkt
keine Ausfithrungen gemacht hat, ist es offen-
sichtlich, dass die Suche nach Hinweisen, die
es diesem Gericht erméglichen, seine Mei-
nung zu bilden, geméfl den relevanten Vor-
schriften des nationalen Rechts, jedoch unter
Beachtung des Rechts und der allgemeinen

37 — Oder vor deren Ablauf es nicht moglich ist, dass ein Wech-
sel des Aufenthaltsorts einem Wechsel des gewohnlichen
Aufenthalts gleichkommt.

38 — Das ist u. a. das Ergebnis, das im Leitfaden fiir die Anwen-
dung der Verordnung Nr. 2201/2003 befiirwortet wird
(S. 13). Die blofle Anwesenheit des Kindes in dem neuen
Mitgliedstaat wiirde somit der Erlangung eines neuen
gewohnlichen Aufenthalts gleichgestellt, was einen Wider-
spruch zum Standpunkt des Gerichtshofs in seinem Urteil
A bilden wiirde, wonach die blofle korperliche Anwesenheit
eines Kindes in einem Mitgliedstaat nicht geniigt, um dort
seinen gewohnlichen Aufenthalt festzustellen.



MERCREDI

Grundsitze der Union erfolgen muss. Unter
Umstédnden, wie sie im Ausgangsverfahren in
Rede stehen, war die Berticksichtigung des
Willens der Mutter des Kindes als der zum
Zeitpunkt seines Verbringens alleinigen In-
haberin der elterlichen Sorge fiir das Kind ein
besonders erheblicher Faktor.

82. Im Ausgangsverfahren haben die Mutter
und das Kind England am 7. Oktober 2009
verlassen. Die englischen Gerichte, die am
12. Oktober 2009 angerufen wurden und die
ersten waren, die ihre Zustdndigkeit nach
der Verordnung Nr. 2201/2003 festzustel-
len hatten, mussten somit ermitteln, ob das
Kind schon mit der Abreise mit seiner Mut-
ter seinen gewohnlichen Aufenthalt in Eng-
land verloren und zu dem Zeitpunkt, als die
englischen Gerichte angerufen wurden, einen
neuen gewohnlichen Aufenthalt in Frank-
reich erlangt hatte.

83. Offensichtlich konnte, wie sich aus dem
Beschluss vom 15. April 2010 ergibt, der
Wille der Mutter, England mit ihrer Toch-
ter endgiiltig zu verlassen, einerseits aus ei-
nigen objektiven Tatsachen wie dem Kauf
eines Flugtickets nur fiir einen Hinflug und
aus mehreren Erkldrungen, die diese Absicht
mehr oder weniger deutlich zum Ausdruck
brachten, abgeleitet werden. Dass die Mutter
ihr Auto, das sie in England besessen hatte,
verkauft hatte, wurde dagegen insoweit nicht
als hinreichend aufschlussreich angesehen.
Andererseits jedoch konnte dieser Wille un-
ter Berticksichtigung der Tatsache, dass die

Mutter weder ihren Arbeitgeber noch den
Eigentiimer ihrer Wohnung tiber ihre Abrei-
se informiert hatte, auch ernsthaft bezweifelt
werden.

84. Im Ubrigen bestanden zwar kaum Zwei-
fel an der Absicht der Mutter, England zu
verlassen, doch erlaubten andere Anbhalts-
punkte, ihre feste Absicht, sich auf La Réuni-
on niederzulassen, zu bezweifeln. Es konnte
u. a. aus dem kurz vor ihrer Abreise erfolg-
ten Schriftwechsel und dabei insbesondere
aus einer Karte, die am Tag der Abreise am
Flughafen aufgegeben worden war, gefolgert
werden, dass diese Abreise mehr einer Reak-
tion auf die Belastung durch die Drohungen
des Vaters, ein gerichtliches Verfahren einzu-
leiten, um die Anerkennung seiner elterlichen
Sorge fiir das Kind zu erlangen, glich als einer
reiflich tiberlegten Entscheidung, auf La Réu-
nion ein neues Leben zu beginnen.

85. Wie oben dargelegt, fithrt zwar das recht-
maéflige Verlassen eines Mitgliedstaats und
die Griindung eines neuen Wohnsitzes in ei-
nem anderen Mitgliedstaat nicht zwangslau-
fig, automatisch und unmittelbar zur Erlan-
gung eines neuen gewdhnlichen Aufenthalts
im zweiten Mitgliedstaat. Jedoch ist in einer
Situation wie derjenigen, die im Ausgangs-
verfahren in Rede steht, dem Willen der Per-
son, die allein Inhaberin der elterlichen Sorge
fiir das Kind ist, entscheidendes Gewicht bei-
zumessen, wie die deutsche Regierung in der
miindlichen Verhandlung festgestellt hat.
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86. Dies war im Ausgangsverfahren umso
mehr geboten, als das Kind zum Zeitpunkt
seiner Verbringung ein Sdugling war.

87. Das Alter des Kindes kann sowohl im
Rahmen der Priiffung des Verlusts des ge-
wohnlichen Aufenthalts als auch im Rahmen
der Priifung der Erlangung eines neuen ge-
wohnlichen Aufenthalts beriicksichtigt wer-
den. Da ein sehr kleines Kind von seiner Mut-
ter besonders abhingig ist und diese seinen
Lebenshorizont bildet, ist es offensichtlich,
dass dem Willen einer Mutter, einen Mit-
gliedstaat rechtméflig zu verlassen, um sich in
einem anderen Mitgliedstaat niederzulassen
oder erneut niederzulassen, entscheidende
Bedeutung bei der Beurteilung des Verlusts
des gewohnlichen Aufenthalts dieses Kindes
zukommt. Der Umstand, dass das Kind noch
sehr klein war, bedeutet im Ubrigen, dass die
Voraussetzungen fiir seine Integration in sein
neues familidres und soziales Umfeld sehr
schnell erfiillt sein kénnen.

88. Diese entscheidende Beriicksichtigung
des Willens des alleinigen Inhabers der elter-
lichen Sorge bedeutet jedoch keinesfalls, dass
andere Faktoren iberhaupt nicht zu beriick-
sichtigen sind.

89. Dieser Wille muss vielmehr durch greif-
bare Beweise bestdtigt werden konnen, bei
denen es sich, wie der Gerichtshof im Urteil
A ausgefiihrt hat, um den Erwerb oder die
Anmietung einer Wohnung in dem neuen
Mitgliedstaat handeln kann. Die Riickkehr
in sein Heimatland oder zu seinen Famili-
enangehorigen sind Anhaltspunkte, die bei
der Beurteilung dieses Willens ebenfalls
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erheblich sind. Dies kann insbesondere dann
der Fall sein, wenn wie im Ausgangsverfahren
der Vater kurz vor der Geburt des Kindes die
gemeinsame Wohnung verlassen hat. Unter
solchen Umsténden ist eine Beurteilung der
Bedeutung der Abreise sowohl aufgrund psy-
chologischer als auch wirtschaftlicher Erwé-
gungen moglich.

90. Wie die deutsche Regierung in der miind-
lichen Verhandlung betont hat, kann dieser
Wille nicht allein wegen einer Behauptung
aufler Acht gelassen werden, dass das Motiv
fiir den Umzug des Kindes in erster Linie das
Bestreben sei, das ausschliefSliche Sorgerecht
fir das Kind zu behalten.

91. Der Vater des Kindes hat hierzu im We-
sentlichen geltend gemacht, dass die Abreise
der Mutter mit dem Kind speziell zu dem
Zweck erfolgt sei, ihr zu erméglichen, sich
der Rechtsprechung der englischen Gerichte
zu entziehen, und mit dem Ziel, eine kiinst-
liche Verbindung zum Recht und zur Recht-
sprechung eines anderen Mitgliedstaats her-
zustellen, wodurch gegen das in Art. 7 der
Charta und Art. 8 der am 4. November 1950
in Rom unterzeichneten Europdischen Kon-
vention zum Schutz der Menschenrechte
und Grundfreiheiten garantierte Recht so-
wohl des Kindes als auch des Vaters auf ein
Familienleben sowie gegen die in Art. 24 der
Charta gewihrleisteten Rechte des Kindes
verstofien werde. Die schédlichen Auswir-
kungen der Entfithrung von Kindern wiirden
im wirklichen Leben spiirbar und konnten
nicht aufgrund abstrakter rechtlicher Erwé-
gungen wie derjenigen betreffend die Frage,



MERCREDI

ob im Zeitpunkt des Verbringens des Kindes
allein die Mutter oder beide Eltern Trager
der elterlichen Verantwortung gewesen sei-
en, relativiert werden. Weder die Verordnung
Nr. 2201/2003 noch das Haager Uberein-
kommen tiiber die internationale Kindesent-
fithrung unterschieden danach, ob die Eltern
verheiratet seien oder nicht.

92. Selbst wenn dieses Vorbringen zutréfe,
was aufgrund des bloflen Akteninhalts nicht
festgestellt werden kann, muss es zuriickge-
wiesen werden.

93. Man darf nicht aus den Augen verlieren,
dass die Ermittlung des gewohnlichen Auf-
enthalts eines Kindes kein anderes Ziel ver-
folgt, als das Gericht festzustellen, das nach
dem Grundsatz der rdumlichen Néhe und
dem Wohl des Kindes entsprechend als das
dem Kind néchste Gericht gilt. Diese Unter-
suchung hat, wie bereits ausgefithrt worden
ist, aus der Perspektive des Kindes zu erfolgen
und keinesfalls aus der Perspektive der Eltern,
welche Berechtigung fiir ihren Antrag betref-
fend das Kind auch bestehen mag.

94. Die nationalen Gerichte konnen nicht,
ohne die Grundlagen der Verordnung
Nr. 2201/2003 zu untergraben, ihre Zustdn-
digkeit allein auf die Erwégung stiitzen, dass
die berechtigten Anspriiche der Antragsteller
durch die Gerichte eines anderen Mitglied-
staats nicht angemessen geschiitzt werden
kénnten.

95. Im Ergebnis ist ganz besonders darauf zu
bestehen, dass die nationalen Gerichte, die
tiber ihre Zustdndigkeit nach Art. 8 Abs. 1
der Verordnung Nr. 2201/2003 zu entschei-
den haben, im Rahmen der Ermittlung des
gewohnlichen Aufenthalts eines Kindes und
insbesondere fiir die Beurteilung, ob im An-
schluss an ein rechtmifliges Verbringen der
gewohnliche Aufenthalt tatsdchlich verlagert
worden ist, alle Mafinahmen zu treffen ha-
ben, die erforderlich sind, um der Person, die
allein tber die elterliche Sorge verfiigt und
auf die das Verbringen zuriickgeht, zu ermog-
lichen, uneingeschrénkt angehort zu werden.
Es ist unerlasslich, dass diese Person nicht
nur in der Lage ist, Erklarungen abzugeben,
sondern dass alles getan wird, um ihr Gele-
genheit zu geben, die Griinde fiir ihre Abreise
darzulegen.

96. Dem Vorlagebeschluss ist zu entnehmen,
dass dies zwar vor dem Erlass des Beschlus-
ses vom 15. April 2010 der Fall war, nicht aber
vor dem Beschluss vom 12. Oktober 2009,
dem Tag der ersten Anrufung eines Gerichts
im Sinne von Art. 19 Abs. 2 der Verordnung
Nr. 2201/2003 im Ausgangsverfahren.

B — Zur Beurteilung der Zustindigkeit der
nationalen Gerichte bei einem Wechsel des ge-
wohnlichen Aufenthalts

97. Ausgehend von dem Grundsatz, dass der
Gerichtshof mit seinem Urteil auf die Frage
des vorlegenden Gerichts eine sachdienliche
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und vollstindige Antwort geben und dabei
zusitzlich allen Gerichten der Mitgliedstaa-
ten, die die Verordnung Nr. 2201/2003 an-
zuwenden haben, die Anhaltspunkte liefern
muss, die ihnen eine Entscheidung tiber die
eigene Zustdndigkeit ermoglichen, ist der
Hinweis angebracht, dass die Verordnung
Nr. 2201/2003 ein vollstdndiges und kohéren-
tes System von Zusténdigkeiten errichtet hat,
in dessen Rahmen der gewohnliche Aufent-
halt eines Kindes nur eines, wenn auch das
wichtigste, der Kriterien ist, anhand deren die
nationalen Gerichte ihre Zusténdigkeit fest-
stellen miissen. Ich mochte deshalb zunachst
eine gewisse Kldrung der Aufgaben vorneh-
men, die den nationalen Gerichten aufgrund
der Verordnung Nr. 2201/2003 zukommen
und zukommen miissen.

1. Die Klarung der Aufgaben der nationalen
Gerichte nach der Verordnung Nr. 2201/2003

98. Art. 8 Abs. 1 der Verordnung
Nr. 2201/2003, der die allgemeine Zustin-
digkeit des Gerichts des gewohnlichen Auf-
enthalts des Kindes festlegt, findet gemaf3
seinem Abs. 2 nur vorbehaltlich der Art. 9, 10
und 12 dieser Verordnung Anwendung.

99. Die Gerichte der Mitgliedstaaten, die
tber ihre Zustiandigkeit nach der Verordnung
Nr. 2201/2003 zu entscheiden haben, miis-
sen dabei somit wie in Art. 8 Abs. 2 dieser
Verordnung vorgegeben vorgehen. Sie miis-
sen zunéchst priifen, ob sie nach den Art. 9,
10 und 12 der Verordnung Nr. 2201/2003
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zusténdig sind. Falls dies verneint wird, miis-
sen sie ihre Zustédndigkeit nach Art. 8 Abs. 1
dieser Verordnung im Rahmen und entspre-
chend der vom Gerichtshof in seiner Recht-
sprechung und insbesondere im Urteil A fiir
die Feststellung des gewdhnlichen Aufent-
halts des Kindes vorgeschriebenen Methode
ermitteln.

100. Wenn nach dieser Methode der ge-
wohnliche Aufenthalt des Kindes nicht fest-
gestellt werden kann, miissen die angerufe-
nen nationalen Gerichte auf der Grundlage
der anderen Bestimmungen der Verordnung
Nr. 2201/2003 entscheiden, d. h. entweder
nach Art. 13 dieser Verordnung, wenn der ge-
wohnliche Aufenthalt eines Kindes nicht fest-
gestellt werden kann, oder nach Art. 15 die-
ser Verordnung, wenn sie es fiir angebracht
halten, ihre Zustdndigkeit auf der Grundlage
des gewohnlichen Aufenthalts des Kindes
abzulehnen®.

101. Insoweit sind die unterschiedlichen Di-
mensionen der Aufgaben der nationalen Ge-
richte nach der Verordnung Nr. 2201/2003 zu
betonen ®.

102. Nach Art. 17 der Verordnung Nr.
2201/2003 miissen sich die nationalen

39 — Sie konnen sich im duflersten Fall auch nach Art. 14 der
Verordnung Nr. 2201/2003 fiir zustindig erkldren, der vor-
sieht, dass sich, soweit sich aus Art. 8 oder aus Art. 13 dieser
Verordnung keine Zustidndigkeit eines Gerichts eines Mit-
gliedstaats ergibt, die Zustandigkeit in jedem Mitgliedstaat
nach dem Recht dieses Staates bestimmt.

40 — Zu diesem Aspekt der Frage vgl. z. B. Niboyet, M.-L,,
»Loffice du juge — la vérification et l'exercice de la com-
pétence, in Fulchiron, H., und Nourissat, C. (dir.), a. a. O.
(oben in Fn. 12 angefiihrt), S. 191.
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Gerichte von Amts wegen fiir unzustindig
erklédren, sofern ihre Zusténdigkeit nach den
Bestimmungen dieser Verordnung nicht ge-
geben ist und ein Gericht eines anderen Mit-
gliedstaats nach dieser Verordnung zusténdig
ist.

103. Jedoch kann sicherlich aus der Syste-
matik der Verordnung Nr. 2201/2003 gefol-
gert werden, dass diese ihnen auch die Ver-
pflichtung auferlegt, aufler der Priifung ihrer
eigenen Zustindigkeit* — wobei sie gegebe-
nenfalls die Parteien aufzufordern haben, Er-
kldrungen in dieser Hinsicht abzugeben* —
ihre Zusténdigkeit von Amts wegen auf diese
Verordnung zu stiitzen. Sie haben auflerdem
in diesem Rahmen zur Gewéhrleistung des
Kindeswohls alle in Betracht kommenden
Zustandigkeitsnormen und insbesondere die
Moglichkeit zu priifen, ihre eigene Zustédn-
digkeit zugunsten eines besser geeigneten
Gerichts zu verneinen.

104. Nichts anderes hat der Gerichtshof im
Urteil A gesagt®, in dem er den Ausnahme-
fall anfiihrt, in dem der gew6hnliche Aufent-
halt eines Kindes nicht festgestellt werden
kann und das nationale Gericht somit gemf3
Art. 13 der Verordnung Nr. 2201/2003 seine
Zustandigkeit zugunsten der Gerichte des
Mitgliedstaats, in dem sich das Kind befindet,
verneinen muss. Ein nationales Gericht kann
seine Zustdndigkeit auch auf der Grundlage
von Art. 16 dieser Verordnung verneinen.

41 — Urteil vom 15. Juli 2010, Purrucker (C-256/09, Slg. 2010,
1-7353, Randnr. 73).

42 — Siehe Nr. 101 der vorliegenden Stellungnahme.

43 — Randnr. 43.

Diese beiden Moglichkeiten werden nachei-
nander untersucht.

2. Die Untersuchung der Zweckmafigkeit des
Verweises an ein anderes Gericht

105. Im Ausgangsverfahren werden die Vo-
raussetzungen, unter denen ein Gericht an
ein anderes Gericht verweisen konnte, sehr
deutlich veranschaulicht. Der High Court of
Justice (England & Wales), Family Division,
hitte angesichts der Zweifel, die er in seinem
Beschluss vom 15. April 2010 zum Ausdruck
gebracht hat, gemdf} Art. 13 der Verordnung
Nr. 2201/2003 seine Zustandigkeit sicher ver-
neinen konnen. Der Court of Appeal (Eng-
land & Wales) (Civil Division) kénnte seiner-
seits im Hinblick auf den Verlauf des Falles
beschlieflen, die Rechtssache an die franzo-
sischen Gerichte zu verweisen, die nunmehr
gewiss besser geeignet sind, tiber den Rechts-
streit zu entscheiden.

a) Die Verweisung an das Gericht des Ortes,
an dem sich das Kind befindet: Art. 13 der
Verordnung Nr. 2201/2003

106. Art. 13 Abs. 1 der Verordnung Nr.
2201/2003 sieht vor, dass, wenn der ge-
wohnliche Aufenthalt des Kindes nicht fest-
gestellt und die Zustdndigkeit nicht gemaf3
Art. 12 dieser Verordnung bestimmt werden
kann, die Gerichte des Mitgliedstaats zustin-
dig sind, in dem sich das Kind befindet.
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107. Das vorlegende Gericht hat in der Be-
griindung seines Vorlagebeschlusses gefragt,
ob davon ausgegangen werden konne, dass
das Kind am 12. Oktober 2009 keinen ge-
wohnlichen Aufenthalt mehr gehabt habe.

108. Die Kommission hat in ihren schriftli-
chen Erkldarungen diese Moglichkeit erwdhnt.
Unter Bezugnahme auf ein Urteil von Richter
Brandon of Oakbrook* betont sie, dass eine
Person tatsdachlich an einem Tag ihren ge-
wohnlichen Wohnsitz in einem Mitgliedstaat
aufgeben konne, wenn sie diesen in der festen
Absicht verlasse, nicht dorthin zuriickzukeh-
ren, und an Ort und Stelle beschliefSe, ihren
Wohnsitz auf Dauer in einen anderen Mit-
gliedstaat zu verlegen. Diese Person konne je-
doch im zweiten Mitgliedstaat nicht an einem
Tag einen gewohnlichen Aufenthalt erlangen,
da dafiir ein relativ langer Zeitraum und eine
feste Absicht erforderlich seien. Wihrend
dieses relativ langen Zeitraums habe die Per-
son ihren gewo6hnlichen Aufenthalt im ersten
Mitgliedstaat verloren, ohne jedoch einen
neuen gewohnlichen Aufenthalt im zweiten
Mitgliedstaat erlangt zu haben. Die Kommis-
sion schlief$t daraus, dass es Sache des Ge-
richts sei, zu ermitteln, ob die Mutter die fes-
te Absicht gehabt habe, nicht nach England
zuriickzukehren, wobei diese geméf8 dem na-
tionalen Recht des vorlegenden Gerichts den
Beweis dafiir erbringen miisse.

109. Die Regierung des Vereinigten Ko-
nigreichs hat ebenfalls, mit etwas anderen

44 — Rechtssache J [1990] 2 AC 562, S. 578.
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Worten, geltend gemacht, dass ein nationales
Gericht, nach Bertlicksichtigung aller rele-
vanten Faktoren und unter Berufung auf die
Besonderheiten des konkreten Falles, zu dem
Schluss kommen konne, dass ein Kind seinen
gewohnlichen Aufenthalt in einem Mitglied-
staat, unmittelbar nachdem es diesen verlas-
sen habe, verlieren konne. Sie fithrt insoweit
aus, dass eine solche Situation keine Schmé-
lerung des Schutzes des Kindes bedeute, da
Art. 13 der Verordnung Nr. 2201/2003 gerade
die Zustandigkeit des Mitgliedstaats vorsehe,
in dem sich das Kind befinde.

110. Man konnte somit erneut betonen,
dass es Sache der nationalen Gerichte ist,
zu priifen, ob die Voraussetzungen fiir die
Anwendung von Art. 13 der Verordnung
Nr. 2201/2003 erfiillt sind und ob diese Vor-
schrift folglich anzuwenden ist.

b) Die Verweisung an das am besten ge-
eignete Gericht: Art. 16 der Verordnung Nr.
2201/2003 und die Einrede des forum non
conveniens

111. Art. 15 der Verordnung Nr. 2201/2003
sieht vor, dass in Ausnahmefillen und sofern
dies dem Wohle des Kindes entspricht, das
Gericht eines Mitgliedstaats, das zustdndig
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ist, in dem Fall, dass seines Erachtens ein Ge-
richt eines anderen Mitgliedstaats, zu dem
das Kind eine besondere Bindung hat, den Fall
besser beurteilen kann, die Priiffung des Falls
aussetzen und die Parteien auffordern kann,
beim Gericht dieses anderen Mitgliedstaats
einen Antrag geméf$ Abs. 4 dieses Artikels zu
stellen, oder ein Gericht eines anderen Mit-
gliedstaats ersuchen kann, sich gemaf3 Abs. 5
dieses Artikels fiir zustdndig zu erklaren.

112. Art. 15 Abs. 2 der Verordnung Nr.
2201/2003 sieht vor, dass diese Moglichkeit
u. a. vom angerufenen nationalen Gericht
von Amts wegen genutzt werden kann.

113. Man konnte deshalb betonen, dass es
Sache des vorlegenden Gerichts ist, zu priifen,
ob die Voraussetzungen fiir die Anwendung
von Art. 15 der Verordnung Nr. 2201/2003
bei dem Sachverhalt des Ausgangsverfahrens
vorliegen und ob diese Vorschrift infolgedes-
sen anwendbar ist.

C — Ergebnis

114. Auf die erste Frage des vorlegenden
Gerichts ist deshalb wie folgt zu antwor-
ten. Allgemein muss ein nationales Gericht,
bei dem ein Antrag betreffend die elterliche
Verantwortung fir ein Kind gestellt wurde,
ausdricklich iber seine Zustindigkeit nach
der Verordnung Nr. 2201/2003 entscheiden,
nachdem es die verschiedenen Rechtsgrund-
lagen, auf die diese Zusténdigkeit nach der
genannten Verordnung gestiitzt werden
kann, nacheinander gepriift hat. Es hat im
Rahmen dieser Priifung zum Wohl des Kin-
des dessen gewohnlichen Aufenthalt unter
Wiirdigung aller tatsdchlichen Umsténde des
in Rede stehenden Sachverhalts festzustellen.
Insbesondere unter Umstédnden wie denjeni-
gen des Ausgangsverfahrens, das zum einen
durch die Rechtméfligkeit des Verbringens
eines Kindes von einem Mitgliedstaat, in dem
es seinen gewo6hnlichen Aufenthalt hatte, in
einen anderen Mitgliedstaat und zum ande-
ren durch die unmittelbare, aber nachtragli-
che Anrufung eines Gerichts im Mitgliedstaat
des urspriinglichen Aufenthalts gekennzeich-
net ist, muss dieses Gericht genauer gesagt
feststellen, ob dieses Verbringen tatsédchlich
kurzfristig den Verlust des urspriinglichen
gewohnlichen Aufenthalts des Kindes und die
Erlangung eines neuen gewohnlichen Aufent-
halts im neuen Mitgliedstaat zur Folge hat.
Dabei muss es den Willen der Person, die die
elterliche Sorge innehat und auf die das recht-
maflige Verbringen zuriickgeht, entscheidend
und erkennbar beriicksichtigen, wobei es ins-
besondere dem Alter des Kindes Rechnung
tragen und dieser Person die Gelegenheit ge-
geben haben muss, Erklarungen abzugeben
und uneingeschrinkt die Griinde fiir dieses
Verbringen darzulegen. Die Person, die die
Erlangung eines neuen gewohnlichen Aufent-
halts unter solchen Umsténden bestreitet, hat
Beweise dafiir beizubringen, dass der Wille,
einen neuen gewohnlichen Aufenthalt in dem
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neuen Mitgliedstaat zu begriinden, nicht der
Grund fiir dieses Verbringen war. Schlief3lich
hat das nationale Gericht, wenn es ihm nicht
moglich ist, den gewohnlichen Aufenthalt
des Kindes zu ermitteln, dies festzustellen
und unter Beriicksichtigung des Grundsat-
zes der raumlichen Nahe iiber seine eigene
Zusténdigkeit auf der Grundlage von Art. 13
oder Art. 15 der Verordnung Nr. 2201/2003
zu entscheiden.

VI — Zur zweiten und zur dritten Frage

A — Vorbemerkungen zur Erheblichkeit der
Vorlagefragen

1. Problemstellung

115. Mit der ersten Frage®, zweiter Ge-
dankenstrich, und der dritten Frage ersucht
das vorlegende Gericht den Gerichtshof
um Auslegung von Art. 10 der Verordnung
Nr. 2201/2003, der die Zusténdigkeit in Fallen
von Kindesentfiithrung regelt.

116. Auflerdem mochte das vorlegende Ge-
richt mit seiner zweiten Frage wissen, ob ein
Gericht eine ,Behorde oder sonstige Stelle®
im Sinne der Verordnung Nr. 2201/2003 sein
kann, Begriffe und ein Ausdruck, die nur in
den Art. 10 und 11 dieser Verordnung ver-
wendet werden.

45 — Zu diesem Aspekt der Frage siehe Fn. 15.
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117. Die Kommission hat in ihren schriftli-
chen Erklarungen ausgefiihrt, das vorlegende
Gericht begriinde nicht, warum eine Antwort
auf diese Frage fiir die Entscheidung des ihm
vorliegenden Rechtsstreits erforderlich sei.
Jedoch scheine diese Frage von der Prémisse
auszugehen, dass, wenn die englischen Ge-
richte bereits am 9. Oktober 2010 ein Sor-
gerecht erworben hitten, die Nichtrickfiith-
rung des Kindes nach England rechtswidrig
sei und somit zur Anwendung sowohl des
Haager Ubereinkommens iiber die internati-
onale Kindesentfithrung als auch von Art. 11
der Verordnung Nr. 2201/2003 fiihre, in dem
gerade die Riickgabe des Kindes bei wider-
rechtlichem Verbringen oder Zuriickhalten
geregelt werde.

118. Der Vater des Kindes tragt insoweit u. a.
vor, auch wenn die Abreise der Mutter mit
dem Kind urspriinglich nicht rechtswidrig
gewesen sei, sei die Nichtriickfithrung des
Kindes nach England rechtswidrig gewesen,
da die Mutter den verschiedenen Anordnun-
gen der englischen Gerichte nicht nachge-
kommen sei.

119. Man konnte bei der zweiten Vorla-
gefrage des vorlegenden Gerichts insoweit
auch davon ausgehen, dass sie sich implizit
auf Art. 11 der Verordnung Nr. 2201/2003
bezieht.

120. Den Fragen des vorlegenden Gerichts ist
somit zu entnehmen, dass dieses zumindest
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implizit der Ansicht ist, dass der im Aus-
gangsverfahren in Rede stehende Sachverhalt
mit einer Kindesentfiihrung vergleichbar ist
und dass folglich sowohl das Haager Uber-
einkommen tiber die internationale Kindes-
entfithrung als auch die Art. 10 und 11 der
Verordnung Nr. 2201/2003 anwendbar sind.

121. Dem Vorlagebeschluss ist aber zu ent-
nehmen, dass die Rechtsmittelfithrerin des
Ausgangsverfahrens England mit dem Ziel
La Réunion rechtmiflig verlassen hat, was
im Ubrigen im Beschluss des High Court of
Justice (England & Wales), Family Division,
vom 15. April 2010 festgestellt worden ist.
Die Vorlageentscheidung weist nidmlich da-
rauf hin, dass die Rechtsmittelfithrerin des
Ausgangsverfahrens allein Trigerin der elter-
lichen Verantwortung fiir das Kind und somit
die einzige Person war, die tiber ein Sorge-
recht im Sinne der Art. 3 und 5 des Haager
Ubereinkommens {iber die internationale
Kindesentfithrung verfiigte.

122. Das vorlegende Gericht erklirt, dass ei-
nem Vater in England und Wales nicht kraft
Gesetzes die elterliche Verantwortung fir ein
auflerehelich geborenes Kind zukomme. Er
konne diese elterliche Verantwortung jedoch
entweder dadurch erhalten, dass er als Vater
in der Geburtsurkunde des Kindes eingetra-
gen werde, oder durch eine Vereinbarung mit
der Mutter iiber die elterliche Verantwortung
oder durch Gerichtsbeschluss, mit dem ihm
die elterliche Verantwortung tibertragen wer-
de (,parental responsibility order®).

123. Die deutsche und die franzosische
Regierung haben in der mindlichen Ver-
handlung unter Beriicksichtigung der im
Ausgangsverfahren in Rede stehenden tat-
sdchlichen Umsténde ebenfalls Zweifel an der
Erheblichkeit dieser Fragen des vorlegenden
Gerichts gedufSert.

2. Wirdigung

124. Esist zunéchst darauf hinzuweisen, dass
ein ,widerrechtliches Verbringen oder Zu-
riickhalten eines Kindes” im Sinne von Art. 2
Nr. 11 der Verordnung Nr. 2201/2003 nur
vorliegen kann, wenn ein Sorgerecht verletzt
wird, das aufgrund einer Entscheidung, kraft
Gesetzes oder aufgrund einer rechtlich ver-
bindlichen Vereinbarung nach dem Recht des
Mitgliedstaats besteht, in dem das Kind un-
mittelbar vor dem Verbringen oder Zuriick-
halten seinen gewo6hnlichen Aufenthalt hatte.

125. Im vorliegenden Fall war, wie das vor-
legende Gericht festgestellt hat und woriiber
sowohl zwischen der Rechtsmittelfiihrerin
und dem Rechtsmittelgegner des Ausgangs-
verfahrens als auch der Regierung des Verei-
nigten Konigreichs und der Kommission in
ihren schriftlichen und miindlichen Erkla-
rungen sowie der deutschen, der irischen und
der franzosischen Regierung in ihren miind-
lichen Ausfithrungen Einvernehmen besteht,
die Abreise der Mutter mit dem Kind recht-
méfig. Sie erfolgte weder unter Verletzung
des Sorgerechts des Vaters des Kindes noch
unter Verletzung des Sorgerechts einer ande-
ren Behorde oder einer sonstigen Stelle *.

126. Art. 10 der Verordnung Nr. 2201/2003,
der eine besondere Zusténdigkeitsregel in Fal-
len von Kindesentfithrung vorsieht, ist aber
gerade nur bei widerrechtlichem Verbringen
oder Zuriickhalten des Kindes im Sinne von

46 — Zu diesem Aspekt der Frage siehe spiter den Vorschlag
fir eine Antwort auf die zweite Frage des vorlegenden
Gerichts.
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Art. 2 Nr. 11 der Verordnung Nr. 2201/2003
anwendbar.

127. Wie der Gerichtshof im Urteil McB.¥
entschieden hat, hingt die fir die Anwen-
dung der Verordnung Nr. 2201/2003 zu beur-
teilende Widerrechtlichkeit des Verbringens
eines Kindes ausschliefllich vom Bestehen
eines vom anwendbaren nationalen Recht zu-
erkannten Sorgerechts ab, das mit dem Ver-
bringen verletzt wurde.

128. Der Gerichtshof hat in diesem Urteil
auch entschieden, dass diese Auslegung der
Verordnung Nr. 2201/2003 mit den in der
Charta gewdhrleisteten Rechten, insbesonde-
re ihren Art. 7 und 24, die das Recht auf Ach-
tung des Privat- und Familienlebens sowie die
Grundrechte des Kindes garantieren, nicht
unvereinbar ist, sofern dem Vater des Kindes
das Recht gewihrt wurde, vor dem Verbrin-
gen die Zuerkennung eines Sorgerechts fiir
sein Kind zu beantragen *.

129. In dieser Hinsicht ist noch hinzuzufi-
gen, dass nach Art. 3 des Haager Uberein-
kommens iiber die internationale Kindesent-
fihrung ein ,widerrechtliches Verbringen*
oder ,widerrechtliches Zuriickhalten” eines
Kindes nur unter zwei Voraussetzungen vor-
liegen kann. Erstens muss ein Sorgerecht ver-
letzt worden sein, das nach dem Recht des
Staates besteht, in dem das Kind unmittel-
bar vor dem Verbringen oder Zuriickhalten

47 — Urteil vom 5. Oktober 2010 (C-400/10 PPU, Slg. 2010,
1-8965, Randnr. 44).
48 — Urteil McB. (Randnrn. 49 bis 64).
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seinen gewdhnlichen Aufenthalt hatte®.
Zweitens muss dieses Recht tatsdchlich aus-
gelibt worden sein *°.

130. Art. 3 des Haager Ubereinkommens
tiber die internationale Kindesentfithrung
prizisiert im Ubrigen in Abs. 2, dass das frag-
liche Sorgerecht insbesondere kraft Gesetzes,
aufgrund einer gerichtlichen oder behordli-
chen Entscheidung oder aufgrund einer nach
dem Recht dieses Staates wirksamen Verein-
barung bestehen kann. Mit anderen Worten,
die Ubertragungsformen des Sorgerechts im
Sinne des Haager Ubereinkommens iiber die
internationale Kindesentfithrung entspre-
chen den im Recht von England und Wales
vorgesehenen drei Ubertragungsformen der
elterlichen Verantwortung.

131. Somit scheint Art. 10 der Verordnung
Nr. 2201/2003 unter Beriicksichtigung der
Informationen, die das vorlegende Gericht
selbst dem Gerichtshof iibermittelt hat und
die nicht bestritten werden, nicht auf den im
Ausgangsverfahren in Rede stehenden Sach-
verhalt anwendbar zu sein.

132. Gleichwohl haben sowohl die Rechts-
mittelfithrerin und der Rechtsmittelgegner

49 — Wire das Gericht, das am 9. Oktober 2009 telefonisch mit
der Sache befasst wurde, am Tag vor der Abreise der Mut-
ter mit dem Kind angerufen worden, wire das Verbringen
unter Verstofy gegen das Sorgerecht, das dem angerufenen
Gericht vom Mitgliedstaat des urspriinglichen gewdhnli-
chen Aufenthalts des Kindes zuerkannt wird, erfolgt, wenn
es von diesem Gericht nicht im Voraus erlaubt worden
wire. Dieses Verbringen wire dann rechtswidrig gewesen
und hitte die Zustandigkeit des angerufenen Gerichts nach
Art. 10 der Verordnung Nr. 2201/2003 begriindet.

50 — Vgl. in dieser Hinsicht Perez Vera, E., Rapport explicatif
sur la convention de La Haye sur l'enlévement internatio-
nal d’enfants, Actes et documents de la Quatorziéme session
(1980), Band 111, Enlévement d’enfants, Nr. 64 ff.
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des Ausgangsverfahrens als auch die Re-
gierung des Vereinigten Konigreichs und
die Kommission in ihren schriftlichen und
mindlichen Erkldrungen sowie die deutsche,
die irische und die franzosische Regierung
in der miindlichen Verhandlung trotz ihrer
insoweit bestehenden Zweifel Wert darauf
gelegt, in ihren Antworten auf diese Fragen
einzugehen.

133. Ich mochte deshalb im Folgenden die
zweite und die dritte Frage des vorlegenden
Gerichts kurz, aber nur subsididr priifen.

134. Allerdings Dbietet die vorliegende
Rechtssache die Gelegenheit, die nationalen
Gerichte daran zu erinnern, dass es zu ihren
Pflichten im Rahmen eines Vorabentschei-
dungsersuchens nach Art. 267 AEUV gehort,
die Griinde darzulegen, aus denen sie eine
Antwort auf ihre Frage oder Fragen fiir ihre
Entscheidung in dem Rechtsstreit, mit dem
sie befasst sind, fiir erforderlich halten. Die-
sem Erfordernis kommt im Rahmen von Eil-
vorlageverfahren ganz besondere Bedeutung
zu.

B — Zur zweiten Frage

135. Mit seiner zweiten Frage mochte das
vorliegende Gericht wissen, ob ein Gericht
eine ,Behorde oder sonstige Stelle“ sein

kann, der fiir die Zwecke der Verordnung
Nr. 2201/2003 ein Sorgerecht zugewiesen
werden kann.

136. Wie oben in den Vorbemerkungen aus-
gefiihrt worden ist, erfordert diese Frage eine
Auslegung der Art. 10 und 11 der Verordnung
Nr. 2201/2003, den einzigen Bestimmungen
dieser Verordnung, in denen im Zusammen-
hang mit dem Sorgerecht eine ,Behérde”
oder ,sonstige Stelle“ erwahnt wird ',

137. Die Verordnung Nr. 2201/2003 definiert
nicht, was unter ,Behorde“ im Sinne ihrer
Art. 10 und 11 zu verstehen ist.

138. Im Urteil McB.* hat der Gerichtshof
insoweit ausgefiithrt, dass im Unterschied
zum Begriff ,,Sorgerecht”, bei dem es sich um
einen gemeinschaftsrechtlichen Begriff han-
delt, der gegeniiber dem Recht der Mitglied-
staaten autonom ist, weil er in Art. 2 Nr. 9 der
Verordnung Nr. 2201/2003 definiert wird, die
Bestimmung des Inhabers des Sorgerechts
unter Beriicksichtigung des Wortlauts von
Art. 2 Nr. 11 dieser Verordnung unter das
Recht der Mitgliedstaaten fallt®.

51 — Im Haager Ubereinkommen iiber die internationale Kin-
desentfithrung, dem die Verordnung Nr. 2201/2003 inso-
weit nachgebildet ist, ist auch das Sorgerecht von Beh6rden
und Stellen verankert. Vgl. Perez Vera, E., a. a. O. (oben in
Fn. 50 angefiihrt), Randnr. 80.

52 — Randnr. 43.

53 — Das vorlegende Gericht hat den Vorlagebeschluss am
8. Oktober 2010 erlassen, sehr kurze Zeit nach dem Urteil
McB., das am 5. Oktober 2010 ergangen ist, und hatte somit
keine Kenntnis von diesem Urteil.
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139. Die Rechtsmittelfithrerin und der
Rechtsmittelgegner im Ausgangsverfahren,
die Regierung des Vereinigten Konigreichs,
die irische und die franzosische Regierung
sowie die Kommission haben allgemein auf
das Urteil McB. verwiesen und dabei in ihren
Schriftsdtzen oder in ihren Ausfithrungen
in der miindlichen Verhandlung betont, es
sei kein Einwand ersichtlich, der der Uber-
tragung eines Sorgerechts auf ein Gericht
entgegenstehe.

140. Nur die deutsche Regierung hat in der
miindlichen Verhandlung geltend gemacht,
es sei nicht moglich, einem Gericht, das gera-
de mit einem Antrag in Bezug auf das Sorge-
recht fiir ein Kind nach Art. 1 Abs. 2 Buchst. a
der Verordnung Nr. 2201/2003 befasst sei,
die Eigenschaft einer Behorde im Sinne von
Art. 10 und 11 dieser Verordnung zuzuerken-
nen, ohne die einheitliche Anwendung dieser
Verordnung zu beeintriachtigen. Gleichwohl
schliefle die Verordnung Nr. 2201/2003 nicht
die Moglichkeit aus, einem Gericht ein sol-
ches Recht zuzuerkennen.

141. Es besteht somit allgemein die Auffas-
sung, dass, wie der Gerichtshof im Urteil
McB. entschieden hat, die Voraussetzungen
der Zuerkennung des Sorgerechts und der
elterlichen Verantwortung unter das Recht
der Mitgliedstaaten fallen. Die Frage, ob der
Begriff ,Behorde” in Art. 10 und 11 der Ver-
ordnung Nr. 2201/2003 in diesem Rahmen
ebenfalls den Mitgliedstaaten zu tiberlassen
ist, konnte im Hinblick auf den Einwand der
deutschen Regierung diskutiert werden.
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142. In dieser Hinsicht kann festgestellt
werden, dass Art. 2 Nr. 9 der Verordnung
Nr. 2201/2003 das ,Sorgerecht” definiert als
»die Rechte und Pflichten, die mit der Sorge
fir die Person eines Kindes verbunden sind,
insbesondere das Recht auf die Bestimmung
des Aufenthaltsortes des Kindes“. Nach Art. 2
Nr. 7 dieser Verordnung ist das so definierte
Sorgerecht eines der Merkmale der elterli-
chen Verantwortung, die wiederum als ,die
gesamten Rechte und Pflichten, die einer
natiirlichen oder juristischen Person durch
Entscheidung oder kraft Gesetzes oder durch
eine rechtlich verbindliche Vereinbarung be-
treffend die Person oder das Vermogen eines
Kindes iibertragen wurden®, definiert wird.

143. Der Vergleich von Art. 2 Nr. 7 der Ver-
ordnung Nr. 2201/2003, in dem die elterliche
Verantwortung ohne Verweisung auf das
Recht der Mitgliedstaaten definiert wird, und
von Art. 2 Nr. 11 dieser Verordnung, der das
widerrechtliche Verbringen und Zuriickhal-
ten definiert, konnte eine Auslegung erlau-
ben, wonach es Sache des Gerichtshofs wire,
zu bestimmen, was der Begriff ,Behorde” im
Sinne dieser beiden Vorschriften umfasst.

144. Man kann sich jedoch sehr schwer vor-
stellen, dass es dem Gerichtshof wirklich
moglich ist, diesem Begrift eine autonome
und einheitliche Auslegung zu geben, un-
ter Berticksichtigung des Kontexts der Vor-
schriften und des mit der fraglichen Regelung
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verfolgten Ziels* und in dem Bemiihen, ihm
eine Bedeutung zu verleihen, die geeignet ist,
den Zweck der Regelung in vollem Umfang
zu erfiillen, wihrend er im Ubrigen auf das
Recht der Mitgliedstaaten verweist*.

145. Die Regierung des Vereinigten Ko-
nigreichs und die irische Regierung haben
jedenfalls in der miindlichen Verhandlung
betont, wie wichtig es sei, einem Gericht
die Eigenschaft einer Behorde zuerkennen
zu konnen, die fiir die Anwendung der Ver-
ordnung Nr. 2201/2003 und die Anwendung
des Haager Ubereinkommens iiber die inter-
nationale Kindesentfithrung Inhaberin des
Sorgerechts sei. In manchen Mitgliedstaaten
wie in Irland, England und Wales wiirden die
Rechte im Bereich der Verantwortung und
der Sorgerechte leiblichen Vitern nicht au-
tomatisch zuerkannt, diese konnten sie nur
mit Zustimmung der Mutter oder, ohne eine
solche Zustimmung, durch Entscheidung der
zustidndigen Gerichte erlangen. Unter diesen
Umsténden sei es zwingend erforderlich, dass
die von den leiblichen Vitern mit Antrégen
auf Anerkennung ihrer elterlichen Sorge an-
gerufenen Gerichte ein Sorgerecht besifien.
Ohne ein solches Recht konnten die ange-
rufenen Gerichte nicht verhindern, dass die
Miitter in der Erwartung von Beschliissen,

54 — Vgl. u. a. Urteil A (Randnr. 34).

55 — Vgl. seltener Urteile vom 23. November 2006, Kommis-
sion/Italien (C-486/04, Slg. 2006, 1-11025, Randnr. 44),
vom 5. Juli 2007, Kommission/Italien (C-255/05, Slg. 2007,
1-5767, Randnr. 60), und vom 6. November 2008, Kommis-
sion/Deutschland (C-247/06, Randnr. 30).

mit denen moglicherweise die elterliche Sor-
ge den Vitern zugesprochen werde, nach der
Einleitung von Verfahren das Hoheitsgebiet
verlieflen, um sich diesen zu entziehen.

146. In der mundlichen Verhandlung hat die
Kommission in Beantwortung des Vorbrin-
gens der deutschen Regierung ausgefiihrt,
dass das Sorgerecht, das Gerichten in diesen
Mitgliedstaaten zuerkannt werde, auf der
Grundlage ihrer Rechtsvorschriften und so-
mit kraft Gesetzes und nicht allein wegen des
Umstands, dass sie angerufen wurden, zuer-
kannt werde.

147. Folglich wird vorgeschlagen, auf die
zweite Frage des vorlegenden Gerichts zu ant-
worten, dass Art. 2 Nrn. 7,9, und 11 sowie die
Art. 10 und 11 der Verordnung Nr. 2201/2003
dahin auszulegen sind, dass ein Gericht eines
Mitgliedstaats eine ,Behoérde oder sonsti-
ge Stelle” im Sinne dieser Vorschriften sein
kann, der ein Sorgerecht fiir die Zwecke der
Vorschriften dieser Verordnung zuerkannt
werden kann, sofern die Rechtsvorschriften
dieses Mitgliedstaats vorsehen, dass die Zu-
erkennung dieses Sorgerechts kraft Gesetzes
erfolgt.

C — Zur dritten Frage

148. Die dritte Frage des vorlegenden Ge-
richts betrifft die Auslegung der Art. 10
und 19 Abs. 2 der Verordnung Nr. 2201/2003,
genauer gesagt die Regeln, die gelten, wenn
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einander widersprechende Beschliisse von
Gerichten zweier Mitgliedstaaten gleichzeitig
vorliegen, wobei der eine auf der Grundlage
der Verordnung Nr. 2201/2003 und der an-
dere auf der Grundlage des Haager Uberein-
kommens iiber die internationale Kindesent-
fithrung erlassen wurde.

1.  Erklirungen der  Parteien des
Ausgangsverfahrens,  der  Regierungen
der betroffenen Mitgliedstaaten und der
Kommission

149. Die Mutter des Kindes macht haupt-
sdchlich geltend, dass Art. 10 der Verordnung
Nr. 2201/2003 nicht anwendbar sei, da das
Verbringen des Kindes rechtmiflig gewesen
sei. Gleichwohl erklért sie, dass auf den ers-
ten Absatz der dritten Frage des vorlegen-
den Gerichts zu antworten sei, dass Art. 10
Abs. 1 der Verordnung Nr. 2201/2003 nicht
weiter anwendbar sei, nachdem die Gerichte
des ersuchten Staates einen Antrag auf Riick-
gabe des Kindes nach dem Haager Uberein-
kommen iiber die internationale Kindesent-
fiihrung zuriickgewiesen hitten. Sie schldgt
dagegen keine unmittelbare Antwort auf den
zweiten Absatz der dritten Frage des vor-
legenden Gerichts vor. Sie beschrinkt sich
auf den Hinweis, dass es nach dem System
der Verordnung Nr. 2201/2003 bei korrek-
ter Durchfithrung moglich sein miisse, jeden
Konflikt zu vermeiden, und betont insoweit
die Notwendigkeit der Nutzung des Euro-
pdischen Justiziellen Netzes sowie die Not-
wendigkeit einer einheitlichen Anwendung
der Rechtshéngigkeitsregeln und der genau-
en Beachtung der Regeln iiber die Anru-
fung der Gerichte in Art. 16 der Verordnung
Nr. 2201/2003. Jedenfalls sei es, wenn das
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Zustandigkeitsproblem nicht gelost werden
konne, Sache der nationalen Gerichte, Art. 15
der Verordnung Nr. 2201/2003 anzuwenden,
um das Wohl des Kindes unter Beachtung
der Charta und der Européischen Konven-
tion zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten zu schiitzen.

150. Der Vater des Kindes macht geltend, da
ein Antrag im Bereich der elterlichen Verant-
wortung zuerst bei den englischen Gerichten
gestellt worden sei, hitte das franzosische
Gericht, bei dem die Mutter am 28. Oktober
2009 einen identischen Antrag gestellt habe,
gemdf3 Art. 19 der Verordnung Nr. 2201/2003
das Verfahren aussetzen miissen, bis die Zu-
standigkeit der englischen Gerichte geklart
sei. Die Entscheidung des franzdsischen Ge-
richts vom 15. Mirz 2010 iiber den Antrag
auf Riickgabe des Kindes nach dem Haager
Ubereinkommen iiber die internationale
Kindesentfitlhrung habe die Zustindigkeit
des franzosischen Gerichts nicht begriinden
kénnen.

151. Die Regierung des Vereinigten Konig-
reichs erinnert daran, dass die Verordnung
Nr. 2201/2003 nach ihrem Art. 60 Buchst. e
Vorrang vor dem Haager Ubereinkommen
tiber die internationale Kindesentfithrung
habe, dass aber nach Art. 62 der Verord-
nung Nr. 2201/2003 dieses Ubereinkommen
seine Wirksamkeit fiir die Rechtsgebiete be-
halte, die durch die genannte Verordnung
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nicht geregelt wiirden. Die Verordnung
Nr. 2201/2003 regele die Anwendung des
Haager Ubereinkommens iiber die internati-
onale Kindesentfithrung nur begrenzt, wenn
auf dessen Grundlage ein Antrag gestellt wer-
de, und das Gericht eines Mitgliedstaats, das
zuerst mit einem Fall betreffend die elterliche
Verantwortung befasst worden sei, sei bei der
Priffung seiner Zusténdigkeit nach der ge-
nannten Verordnung durch die Entscheidung
eines Gerichts eines anderen Mitgliedstaats,
das iiber einen auf dieses Ubereinkommen
gestiitzten Antrag entschieden habe, nicht
gebunden.

152. Die deutsche Regierung, die in der
miindlichen Verhandlung vorgetragen hat,
die dritte Frage des vorlegenden Gerichts sei
fir die Entscheidung des Ausgangsrechts-
streits nicht erheblich, da das Verbringen des
Kindes rechtmaiflig gewesen sei, hat gleich-
wohl ihren Standpunkt hierzu dargelegt. Sie
hat insoweit ausgefiihrt, dass zwar Art. 17 der
Verordnung Nr. 2201/2003 den Gerichten
der Mitgliedstaaten die Verpflichtung aufer-
lege, ihre Zustéindigkeit nach dieser Verord-
nung wie nach dem Haager Ubereinkommen
iiber die internationale Kindesentfithrung zu
priifen, dass es aber keine Bestimmung da-
fir gebe, welches Gericht in letzter Instanz
entscheide. Da sich beide Rechtsinstrumen-
te auf die gleichen Voraussetzungen stiitzten
und die Mitgliedstaaten diese zu beachten
hétten und fiir die Einheitlichkeit ihrer Ent-
scheidungen sorgen miissten, miisse ihr In-
einandergreifen ermdéglichen, jeden Konflikt
zu vermeiden. Da jedoch die Verfahrensvor-
schriften und Beweisregeln verschieden sei-
en, konne es vorkommen, dass ein Gericht

eines Mitgliedstaats seine Zustandigkeit auf
Art. 10 der Verordnung Nr. 2201/2003 stiitze,
wihrend ein Gericht eines anderen Mitglied-
staats zuvor einen Riickgabeantrag nach dem
Haager Ubereinkommen {iber die internatio-
nale Kindesentfithrung zuriickgewiesen habe.

153. Die franzdsische Regierung fiithrt zu-
nichst aus, da Art. 10 der Verordnung
Nr. 2201/2003 nicht anwendbar sei, sei der
erste Absatz der dritten Frage des vorlegen-
den Gerichts nicht erheblich. Zur Beantwor-
tung des zweiten Absatzes der dritten Frage
des vorlegenden Gerichts trégt sie vor, dass
ein Gericht, das auf der Grundlage des Haa-
ger Ubereinkommens iiber die internationale
Kindesentfithrung angerufen worden sei, ei-
nen eventuellen Konflikt hinsichtlich der An-
rufung zwischen zwei Gerichten, die auf der
Grundlage der Verordnung Nr. 2201/2003
angerufen worden seien, nicht regeln konne.
Ein solcher Konflikt hinsichtlich der Anru-
fung werde dagegen in Art. 19 Abs. 2 der Ver-
ordnung Nr. 2201/2003 geregelt.

154. Die Kommission antwortet auf die
dritte Frage mit einem Hinweis auf die Re-
geln der Art. 8, 10 und 11 der Verordnung
Nr. 2201/2003. Erstens konne sich das eng-
lische Gericht auf der Grundlage von Art. 8
dieser Verordnung fir zustindig erkldren,
wenn die Voraussetzung in Bezug auf den
gewohnlichen Aufenthalt erfiillt sei. Die —
vorldufige oder endgiiltige — Entscheidung,
die es auf dieser Grundlage erlasse, sei so-
mit gemifl den Bestimmungen des Kapi-
tels III dieser Verordnung vollstreckbar. Die
Anrufung eines Gerichts fithre zur Anwen-
dung von Art. 19 Abs. 2 der Verordnung
Nr. 2201/2003, so dass ein Gericht eines
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anderen Mitgliedstaats, bei dem ein Antrag
wegen desselben Anspruchs gestellt werde,
das Verfahren aussetzen miisse.

155. Zweitens fiihrt sie aus, dass es den eng-
lischen Gerichten nicht freistehe, sich auf
der Grundlage von Art. 10 der Verordnung
Nr. 2201/2003 fiir zustindig zu erkldren,
dass jedoch die auf diese Grundlage gestiitzte
Anrufung eines Gerichts gleichfalls die An-
wendung der Vorschriften tiber die Rechts-
héngigkeit bewirke, es sei denn, es werde nur
ein Antrag auf einstweilige Mafinahmen ge-
méafl Art. 20 der Verordnung Nr. 2201/2003
gestellt.

156. Sie ist drittens der Ansicht, dass Art. 11
der Verordnung Nr. 2201/2003 dazu ver-
pflichte, zu unterscheiden zwischen der Zu-
stdndigkeit des ersuchten Staates, zu bestim-
men, ob die Riickgabe des Kindes anzuordnen
sei, und der Kompetenz des Ursprungsmit-
gliedstaats, eine solche Entscheidung aufzu-
heben. Der ersuchte Staat sei nach dem Haa-
ger Ubereinkommen iiber die internationale
Kindesentfithrung nicht nach Art. 11 der Ver-
ordnung Nr. 2201/2003 zustdndig, weil das
in diesem Mitgliedstaat angerufene Gericht
zustdndig sein misse, iiber die Vorfrage zu
entscheiden, ob das Kind im Sinne von Art. 3
der genannten Konvention widerrechtlich
verbracht oder zuriickgehalten worden sei.
Wenn dieses Gericht zu dem Ergebnis kom-
me, dass dies nicht der Fall sei, konne diese
Entscheidung das spéter nach Art. 11 Abs. 8
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der Verordnung Nr. 2201/2003 angerufene
Gericht des Ursprungsstaats nicht binden.

157. Die Kommission kommt somit zum
Ergebnis, dass die Entscheidungen eines er-
suchten Staates auf die Durchfithrung des
Haager Ubereinkommens iiber die interna-
tionale Kindesentfithrung beschrankt sei-
en und keine Auswirkung auf die allgemei-
nen Zustdndigkeiten nach der Verordnung
Nr. 2201/2003 haben konnten.

2. Wirdigung

158. Es ist festzustellen, dass die Antworten
auf die dritte Frage sehr unterschiedlich sind.
Wie die Kommission in ihrem Schriftsatz
bemerkt hat, entspricht diese Frage in ihrer
Formulierung durch das vorlegende Gericht
nicht ganz dem Wortlaut der von ihm gestell-
ten Doppelfrage. In dieser Hinsicht ist somit
eine Kldrung erforderlich.

a) Klarung der dritten Frage

159. Das vorlegende Gericht mochte ers-
tens wissen, ob Art. 10 der Verordnung
Nr. 2201/2003 noch anwendbar ist, nachdem
die Gerichte des ersuchten Mitgliedstaats ei-
nen Antrag auf Riickfithrung des Kindes nach
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dem Haager Ubereinkommen iiber die inter-
nationale Kindesentfiihrung mit der Begriin-
dung zuriickgewiesen haben, dass die An-
wendungsvoraussetzungen der Art. 3 und 5
dieses Ubereinkommens nicht erfiillt seien.

160. Es mochte zweitens wissen, ob das
franzosische Gericht, das am 15. Mérz 2010
den Antrag des Vaters auf Rickgabe des
Kindes nach dem Haager Ubereinkommen
iiber die internationale Kindesentfithrung
mit der Begriindung zuriickgewiesen hatte,
dass er kein Sorgerecht im Sinne der Art. 3
und 5 dieses Ubereinkommens habe, sich
auf dieser Grundlage fiir zustdndig erkldren
konnte, iiber den Rechtsstreit beziglich der
elterlichen Verantwortung fiir das Kind zu
entscheiden, oder ob es vielmehr den High
Court of Justice (England & Wales), Family
Division, als geméf3 Art. 19 Abs. 2 der Ver-
ordnung Nr. 2201/2003 zuerst angerufenes
Gericht ansehen miisse.

161. Die beiden Fragen betreffen so-
mit im Wesentlichen die Anwendung der
Rechtshangigkeitsregeln der Verordnung
Nr. 2201/2003 auf zwei unterschiedliche
Sachverhalte. Im ersten bestehen zwei wider-
spriichliche Entscheidungen von Gerichten
verschiedener Mitgliedstaaten, von denen
die eine auf der Grundlage der Verordnung
Nr. 2201/2003 und die andere auf der Grund-
lage des Haager Ubereinkommens iiber die
internationale Kindesentfithrung erlassen
wurde. Beim zweiten Sachverhalt bestehen
zwei widerspriichliche Entscheidungen von
Gerichten verschiedener Mitgliedstaaten, die

aber beide auf der Grundlage der Verordnung
Nr. 2201/2003 erlassen worden sind.

b) Konflikt zwischen einer auf der Grundlage
der Verordnung Nr. 2201/2003 erlassenen
und einer auf der Grundlage des Haager
Ubereinkommens {iber die internationale
Kindesentfithrung erlassenen Entscheidung

162. Dieser Fall betrifft die Situation*, dass
einerseits die unter die Art. 10 und 11 der
Verordnung Nr. 2201/2003 fallenden Ent-
scheidungen der englischen Gerichte, die sich
fiir zustidndig erklart haben, auf der Grund-
lage der Verordnung Nr. 2201/2003 einen
die elterliche Verantwortung betreffenden
Rechtsstreit zu entscheiden, und andererseits
die franzosische Entscheidung, mit der der
nach dem Haager Ubereinkommen iiber die
internationale Kindesentfithrung im Rahmen
desselben Rechtsstreits gestellte Antrag des
Vaters als unbegriindet zuriickgewiesen wur-
de, gleichzeitig bestehen.

163. Art. 11 Abs. 8 der Verordnung
Nr. 2201/2003 enthidlt meines Erachtens die
Antwort auf diese Frage. Diese Vorschrift
sieht ndmlich die Moglichkeit vor, dass ein
nach der Verordnung Nr. 2201/2003 zustén-
diges Gericht eines Mitgliedstaats die Riick-
gabe eines Kindes anordnet, nachdem in

56 — Das ist die Situation, die dem ersten Absatz der dritten
Frage des vorlegenden Gerichts entspricht.
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einer nach Art. 13 des Haager Ubereinkom-
mens iiber die internationale Kindesentfiih-
rung ergangenen Entscheidung die Riickgabe
des Kindes abgelehnt worden war.

¢) Konflikt zwischen Entscheidungen, die auf
der Grundlage der Verordnung Nr. 2201/2003
ergangen sind

164. In diesem Fall geht es um die Situation,
dass einerseits die Entscheidungen der eng-
lischen Gerichte vom 12. Oktober 2009 und
vom 15. April 2010 und andererseits die Ent-
scheidung des franzosischen Gerichts vom
23. Juni 2010 gleichzeitig bestehen, in denen
tber ihre Zustiandigkeit nach der Verordnung
Nr. 2201/2003 entschieden wurde, um eine
Entscheidung in demselben Rechtsstreit im
Bereich der elterlichen Verantwortung zu
treffen, wenn auch auf einer unterschiedli-
chen Grundlage.

165. Die Vorschriften der Verordnung
Nr. 2201/2003 iiber die Rechtshingigkeit, im
vorliegenden Fall Art. 19 Abs. 2 dieser Ver-
ordnung, sollen gerade einen solchen Sach-
verhalt regeln. Es oblag dem franzosischen
Gericht, das Verfahren auszusetzen, bis die
Zustandigkeit des englischen Gerichts, das
zuerst angerufen worden war, geklart war ™.

57 — Vorbehaltlich der oben, Nrn. 55 ff. der vorliegenden Stel-
lungnahme, dargelegten Erklirungen.
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166. Ferner ist zu bemerken, dass der Um-
stand, dass die Entscheidung des franzosi-
schen Gerichts auf der fritheren Entschei-
dung desselben Gerichts beruht, mit der der
nach dem Haager Ubereinkommen iiber die
internationale Kindesentfithrung gestellte
Antrag des Vaters als unbegriindet zuriick-
gewiesen worden war, diese Feststellung in
keiner Hinsicht &dndert, da die erste Entschei-
dung auf der Grundlage der Verordnung
Nr. 2201/2003 erlassen wird.

d) Ergebnis

167. Infolgedessen ist auf die dritte Frage
des vorlegenden Gerichts zu antworten, dass
erstens die Verordnung Nr. 2201/2003 dahin
auszulegen ist, dass sie der Befugnis eines
nach Art. 10 dieser Verordnung zustindigen
Gerichts eines Mitgliedstaats, alle Mafinah-
men zu erlassen, um die Riickgabe des Kindes
zu gewdhrleisten, nachdem in einer in An-
wendung des Haager Ubereinkommens iiber
die internationale Kindesentfithrung getrof-
fenen Entscheidung die Riickgabe des Kindes
abgelehnt worden war, nicht entgegensteht,
dass zweitens Art. 19 Abs. 2 der Verordnung
Nr. 2201/2003 dahin auszulegen ist, dass das
Gericht eines Mitgliedstaats, bei dem ein An-
trag betreffend die elterliche Verantwortung
gestellt wird, das Verfahren aussetzen muss,
sobald es spéter angerufen wird als das Ge-
richt eines anderen Mitgliedstaats, bei dem
ein Antrag wegen desselben Anspruchs ge-
stellt wurde, bis die Zusténdigkeit des zu-
erst angerufenen Gerichts geklart ist. Der
Umstand, dass die Zusténdigkeit des zuerst
angerufenen Gerichts auf Art. 10 der Verord-
nung Nr. 2201/2003 gestiitzt ist und die Zu-
standigkeit des spater angerufenen Gerichts
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auf einer zu einem fritheren Zeitpunkt nach die Voraussetzungen der Art. 3 und 5 des ge-
dem Haager Ubereinkommen iiber die in- nannten Ubereinkommens nicht erfiillt sei-
ternationale Kindesentfithrung erlassenen en, ist insoweit ohne Bedeutung, da das spi-
Entscheidung beruht, mit der die Riickgabe ter angerufene Gericht nach der genannten
mit der Begriindung verweigert wurde, dass  Verordnung zustéindig ist.

VII — Entscheidungsvorschlag

168. Nachalledem und unter Hinweis auf die Vorbehalte hinsichtlich der Erheblichkeit
der zweiten und der dritten Frage, schlage ich dem Gerichtshof vor, die Vorlagefragen
des Court of Appeal (England & Wales) (Civil Division) wie folgt zu beantworten:

1. Allgemein muss ein nationales Gericht, bei dem ein Antrag betreffend die elterli-
che Verantwortung fiir ein Kind gestellt wurde, ausdriicklich iiber seine Zustin-
digkeit nach der Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 des Rates vom 27. November
2003 tiber die Zustdndigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Ent-
scheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche Verantwor-
tung und zur Authebung der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 entscheiden, nach-
dem es die verschiedenen Rechtsgrundlagen, auf die diese Zustdndigkeit nach
der genannten Verordnung gestiitzt werden kann, nacheinander gepriift hat.

Es hat im Rahmen dieser Priifung zum Wohl des Kindes dessen gewohnlichen
Aufenthalt unter Wiirdigung aller tatsdchlichen Umstidnde des in Rede stehen-
den Sachverhalts festzustellen.
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Insbesondere unter Umstdnden wie denjenigen des Ausgangsverfahrens, das
zum einen durch die Rechtmifligkeit des Verbringens eines Kindes von einem
Mitgliedstaat, in dem es seinen gew6hnlichen Aufenthalt hatte, in einen anderen
Mitgliedstaat, und zum anderen durch die unmittelbare, aber nachtrégliche An-
rufung eines Gerichts im Mitgliedstaat des urspriinglichen Aufenthalts gekenn-
zeichnet ist, muss dieses Gericht genauer gesagt feststellen, ob dieses Verbringen
tatsdchlich kurzfristig den Verlust des urspriinglichen gew6hnlichen Aufenthalts
des Kindes und die Erlangung eines neuen gewohnlichen Aufenthalts im neuen
Mitgliedstaat zur Folge hat.

Dabei muss es den Willen der Person, die die elterliche Sorge innehat und auf die
das rechtmaiflige Verbringen zuriickgeht, entscheidend und erkennbar beriick-
sichtigen, wobei es insbesondere dem Alter des Kindes Rechnung tragen und
dieser Person die Gelegenheit gegeben haben muss, Erklarungen abzugeben und
uneingeschréinkt die Griinde fiir dieses Verbringen darzulegen.

Die Person, die die Erlangung eines neuen gewohnlichen Aufenthalts unter sol-
chen Umstdnden bestreitet, hat Beweise dafiir beizubringen, dass der Wille, ei-
nen neuen gewohnlichen Aufenthalt in dem neuen Mitgliedsstaat zu begriinden,
nicht der Grund fiir dieses Verbringen war.

Schliefllich hat das nationale Gericht, wenn es ihm nicht méglich ist, den ge-
wohnlichen Aufenthalt des Kindes zu ermitteln, dies festzustellen und unter Be-
riicksichtigung des Grundsatzes der raumlichen Nihe iiber seine eigene Zustén-
digkeit auf der Grundlage von Art. 13 oder Art. 15 der Verordnung Nr. 2201/2003
zu entscheiden.

2. Art.2Nrn. 7,9, und 11 sowie die Art. 10 und 11 der Verordnung Nr. 2201/2003
sind dahin auszulegen, dass ein Gericht eines Mitgliedstaats eine ,Behorde oder
sonstige Stelle” im Sinne dieser Vorschriften sein kann, der ein Sorgerecht fiir die
Zwecke der Vorschriften dieser Verordnung zuerkannt werden kann, sofern die
Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats vorsehen, dass die Zuerkennung dieses
Sorgerechts kraft Gesetzes erfolgt.

I - 14356



MERCREDI

Die Verordnung Nr. 2201/2003 ist dahin auszulegen, dass sie der Befugnis ei-
nes nach Art. 10 dieser Verordnung zustidndigen Gerichts eines Mitgliedstaats,
alle Mafinahmen zu erlassen, um die Riickgabe des Kindes zu gewdhrleisten,
nachdem in einer in Anwendung des Haager Ubereinkommens vom 25. Okto-
ber 1980 tiber die zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesentfithrung
getroffenen Entscheidung die Riickgabe des Kindes abgelehnt worden war, nicht
entgegensteht.

Art. 19 Abs. 2 der Verordnung Nr. 2201/2003 ist dahin auszulegen, dass das Ge-
richt eines Mitgliedstaats, bei dem ein Antrag betreffend die elterliche Verant-
wortung gestellt wird, das Verfahren aussetzen muss, sobald es spdter angerufen
wird als das Gericht eines anderen Mitgliedstaats, bei dem ein Antrag wegen
desselben Anspruchs gestellt wurde, bis die Zusténdigkeit des zuerst angerufe-
nen Gerichts geklart ist. Der Umstand, dass die Zusténdigkeit des zuerst ange-
rufenen Gerichts auf Art. 10 der Verordnung Nr. 2201/2003 gestiitzt ist und die
Zustandigkeit des spater angerufenen Gerichts auf einer zu einem fritheren Zeit-
punkt nach dem Haager Ubereinkommen vom 25. Oktober 1980 iiber die zivil-
rechtlichen Aspekte internationaler Kindesentfithrung erlassenen Entscheidung
beruht, mit der die Riickgabe mit der Begriindung verweigert wurde, dass die
Voraussetzungen der Art. 3 und 5 des genannten Ubereinkommens nicht erfiillt
seien, ist insoweit ohne Bedeutung, da das spiter angerufene Gericht nach der
genannten Verordnung zustindig ist.

I - 14357



	Stellungnahme des Generalanwalts
	I — Rechtlicher Rahmen
	A — Unionsrecht
	B — Internationales Recht
	C — Nationales Recht

	II — Sachverhalt und Ausgangsverfahren
	A — Die dem Ausgangsrechtsstreit zugrunde liegenden Umstände
	B — Die in England eingeleiteten Verfahren
	C — Die in Frankreich eingeleiteten Verfahren
	1. Das von der Mutter eingeleitete Verfahren
	2. Der Antrag des Vaters nach dem Haager Übereinkommen über die internationale Kindesentführung


	III — Die Vorlagefragen und das Ersuchen um Vorabentscheidung im Eilverfahren
	IV — Vorbemerkungen
	V — Zur ersten Frage
	A — Zur Ermittlung des „gewöhnlichen Aufenthalts“ des Kindes
	1. Der Begriff des gewöhnlichen Aufenthalts: die Grundsätze des Urteils A
	2. „Verlust“ und „Erlangung“ eines gewöhnlichen Aufenthalts bei rechtmäßigem Verbringen
	a) Die Voraussetzungen für eine Verlagerung des gewöhnlichen Aufenthalts
	b) Anhaltspunkte für die Verlagerung des gewöhnlichen Aufenthalts
	i) Die sich aus Art. 9 der Verordnung Nr. 2201/2003 ergebenden Hinweise für die Auslegung
	ii) Die Bedeutung des Willens der Mutter bei der Beurteilung des gewöhnlichen Aufenthalts eines Kindes, das rechtmäßig verbracht wurde



	B — Zur Beurteilung der Zuständigkeit der nationalen Gerichte bei einem Wechsel des gewöhnlichen Aufenthalts
	1. Die Klärung der Aufgaben der nationalen Gerichte nach der Verordnung Nr. 2201/2003
	2. Die Untersuchung der Zweckmäßigkeit des Verweises an ein anderes Gericht
	a) Die Verweisung an das Gericht des Ortes, an dem sich das Kind befindet: Art. 13 der Verordnung Nr. 2201/2003
	b) Die Verweisung an das am besten geeignete Gericht: Art. 16 der Verordnung Nr. 2201/2003 und die Einrede des forum non conveniens


	C — Ergebnis

	VI — Zur zweiten und zur dritten Frage
	A — Vorbemerkungen zur Erheblichkeit der Vorlagefragen
	1. Problemstellung
	2. Würdigung

	B — Zur zweiten Frage
	C — Zur dritten Frage
	1. Erklärungen der Parteien des Ausgangsverfahrens, der Regierungen der betroffenen Mitgliedstaaten und der Kommission
	2. Würdigung
	a) Klärung der dritten Frage
	b) Konflikt zwischen einer auf der Grundlage der Verordnung Nr. 2201/2003 erlassenen und einer auf der Grundlage des Haager Übereinkommens über die internationale Kindesentführung erlassenen Entscheid
	c) Konflikt zwischen Entscheidungen, die auf der Grundlage der Verordnung Nr. 2201/2003 ergangen sind
	d) Ergebnis



	VII — Entscheidungsvorschlag


